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A. Allgemeines 


I. Auftrag 

1. Der Deutsche Bundestag hat bei der Verabschie- 
dung des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft (StWG) — BGBl. 
1967 i S. 6B2 — in seiner 108. Sitzung am 10. Mai 
1967 auf Vorschlag des Ausschusses für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen — vgl. Drucksache V/1678 • — • 
folgende Entschließung gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, im Hinblick 
auf § 4 des Gesetzentwurfs bis Anfang 1968 zu 
prüfen und dem Bundestag zu berichten, welche 
Möglichkeiten bestehen, die binnenwirtschaftliche 
Stabilitätspolitik durch steuerliche Maßnahmen 
gegen außenwirtschaftliche Störungen abzu- 
sichern.'' 

2. Der Bundesminister für Wirtschaft hat am 
8. März 1968 folgendes Schreiben an den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages gerichtet: 

„Bei Verabschiedung des Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgesetzes hat der Deutsche Bundestag die 
Bundesregierung ersucht, bis Anfang 1968 zu be- 
richten, welche steuerlichen Möglichkeiten zur 
außenwirtschaftlichen Absicherung bestehen. In 
der letzten Zeit sind nun auch international die 
steuerlichen Grenzausgleichsprobleme, nicht zu- 
letzt aus Gründen der außenwirtschaftlichen Ab- 
sicherung, aktuell geworden. Ich nehme an, daß es 
den Vorstellungen des Bundestages entspricht, 
wenn vor Abschluß der Prüfung auch die Ergeb- 
nisse der gerade laufenden internationalen Dis- 
kussion berücksichtigt werden können. Ich bitte 
um Verständnis dafür, wenn aus diesen Gründen 
mit der Berichterstattung noch kürzere Zeit ge- 
wartet wird." 

Nachdem ein Abschluß der internationalen Diskus- 
sion um die Probleme des steuerlichen Grenzaus- 
gleichs gegenwärtig nicht abzusehen ist, wird nun- 
mehr der Prüfungsbericht der Bundesreigerung vor- 
gelegt. 

Bei der Vorbereitung der Maßnahmen zur außen- 
wirtschaftlichen Absicherung im November 1968 — 
vgl. Tz. 6 — sind von der Bundesregierung die 
Überlegungen dieses Berichts, der in seinen wesent- 
lichen Teilen bereits fertiggestellt war, berücksich- 
tigt worden. 


II. Außenwirtschaftliche Absicherung als 
wirtschaftspolitische Aufgabe gemäß 
§ 4 StWG 

3, § 4 StWG enthält folgenden Auftrag an die 

Bundesregierung: 

„Bei außenwirtschaftlichen Störungen des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts, deren Abwehr 


durch binnenwirtschaftliche Maßnahmen nicht 
oder nur unter Beeinträchtigung der in § 1 ge- 
nannten Ziele möglich ist, hat die Bundesregie- 
rung alle Möglichkeiten der internationalen Ko- 
ordination zu nntzon. Soweit dies nicht ausreicht, 
setzt sie die ihr zur Wahrung des außenwirtschaft- 
lichen Gleichgewichts zur Verfügung stehenden 
wirtschaftspolitischen Mittel ein." 

4. Eine außenwirtschaftliche Störung des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts liegt vor, wenn sich 
die Salden in den großen Bereichen der Zahlungs- 
bilanz — Waren-, Dienstleistungs- oder Kapital- 
verkehr — so entwickeln, daß bei einem Anhalten 
der Tendenzen über einen längeren Zeitraum die in 
§ 1 StWG genannten wirtschaftspolitischen Ziele 
— Stabilität des Preisniveaus, hoher Beschäftigungs- 
stand, außenwirtschaftliches Gleichgewicht sowie 
stetiges und angemessenes Wirtschaftswachstum — 
nicht gleichzeitig erreicht werden können. Gegen- 
maßnahmen gegen außenwirtschaftliche Störungen 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts müssen 
somit im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung 
(§ 1 StWG) das Ziel verfolgen, die Bestimmungsgrö- 
ßen der Salden in den genannten großen Bereichen 
der Zahlungsbilanz in der wirtschaftspolitisch ge- 
wünschten Richtung zu verändern. 

5. § 4 StWG gibt unter den wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen zur Abwehr außenwirtschaftlicher Stö- 
rungen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
den binnenwirtschaftlichen Maßnahmen und den 
Möglichkeiten der internationalen Koordination den 
Vorrang vor sonstigen zur Verfügung stehenden 
wirtschaftspolitischen Mitteln. Auch bei den binnen- 
wirtschaftlichen Maßnahmen im Sinne der ange- 
führten Vorschrift kommen steuerpolitische Maß- 
nahmen in Betracht, insbesondere der Gebrauch der 
steuerlichen Instrumente nach § 26 StWG. Das Prü- 
fungsersuchen des Deutschen Bundestages richtet 
sich jedoch auf die Frage, welche anderweitigen 
steuerlichen Möglichkeiten dann bestehen, wenn die 
binnenwirtschaftlichen Maßnahmen selbst und die 
internationale Koordination nicht ausreichen, um die 
Stabilitätspolitik gegen außenwirtschaftliche Stö- 
rungen abzusichern. 

6. In Ausführung des dargestellten gesetzlichen 
Auftrags hat die Bunderegierung im November 1968 
steuerliche Maßnahmen zur Abwehr außenwirt- 
schaftlicher Störungen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts vorgeschlagen. Aus einem entspre- 
chenden parlamentarischen Initiativantrag (Druck- 
sache V/3524) ging sodann das vom Deutschen Bun- 
destag am 28. November 1968 verabschiedete „Ge- 
setz über Maßnahmen zur außenwirtschaftlichen Ab- 
sicherung gemäß § 4 des Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 
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(AbsichG) — ■ BGBl. I S. 1255 — hervor. Mit ihm 
hat der Gesetzgeber erstmals auf der Grundlage des 
StWG befristete steuerliche Maßnahmen zum 
Zwecke der außenwirtschaftlichen Absicherung ge- 
troffen. 


III. Bereiche des Außenwirtschaftsverkehrs 

7 . Es ist davon auszugehen, daß steuerliche Maß- 
nahmen im Unterschied zu Wechselkursänderungen, 
die auf den Außenwirtschaftsverkehr insgesamt 
wirken, nur bei den einzelnen Komponenten des 
Außenwirtschaftsverkehrs ansetzen können. Infolge- 
dessen muß bei der Untersuchung steuerlicher Mög- 
lichkeiten zur außenwirtschaftlichen Absicherung 
gesondert nach einzelnen Zahlungsbilanzbereichen 
vorgegangen werden. Auf die Zusammenhänge zwi- 
schen den verschiedenen Bereichen und die Pro- 
bleme des Zahlungsbilanzausgleichs insgesamt ein- 
zugehen, ist nicht Aufgabe dieses Berichts. 

Entsprechend der Gliederung der deutschen Zah- 
lungsbilanz sind folgende Bereiche zu unterscheiden, 
die als Ansatzpunkte steuerlicher Maßnahmen — 
mit fördernder oder hemmender Zielrichtung • — in 
Betracht kommen: 

A. Ausfuhr und Einfuhr von Waren, 

B. Ausfuhr und Einfuhr von Dienstleistungen, 
darunter insbesondere: 

a) Reiseverkehr 

b) Transportleistungen 

c) Kapitalerträge 

C. Ausfuhr und Einfuhr von Kapital, 
darunter insbesondere: 

a) Wertpapiertransaktionen 

b) Kredite und Darlehen 

c) Vermögensanlagen zu Investitionszwecken 
(Direktinvestitionen) 

Aus dem entgegengesetzen Einfluß von Ein- und 
Ausfuhr auf die Salden ergibt sich grundsätzlich für 
jeden außenwirtschaftlichen Teilbereich, daß eine 
Förderung der Ausfuhr in derselben Richtung wirkt 
wie eine Behinderung der Einfuhr und umgekehrt. 

8 . In der Tabelle 1 im Anhang wird anhand der 
Ergebnisse der drei Jahre 1965 bis 1967 und einem 
aus ihnen ermittelten Durchschnitt dargetan, welche 
Größenordnung die einzelnen Bereiche innerhalb der 
gesamten Zahlungsbilanz haben. Aus diesen Grö- 
ßenordnungen ergibt sich zugleich ein erster Ein- 
druck von der Bedeutung, die etwaige steuerliche 
Einwirkungen auf den einen oder anderen Bereich 
für das außenwirtschaftliche Gleichgewicht insge- 
samt haben könnten. Das Zahlenbild vermag aller- 
dings nur sehr grobe Anhaltspunkte für etwaige 
steuerliche Maßnahmen zu vermitteln, weil es z. B. 
nicht die sehr unterschiedliche Reagibilität der ver- 
schiedenen Außenwirtschaftsbereiche und ihrer 
Unterpositionen zum Ausdruck bringen kann. 


Die Übersicht zeigt die überragende Stellung des 
Warenverkehrs (durchschnittlicher Anteil an den 
Ausgaben bzw. Einnahmen 1965 bis 1967: Einfuhr 
= 66,9 Vo, Ausfuhr = 75,1%). Aber auch der Um- 
fang der Dienstleistungen ist gewichtig (Einfuhr = 
20,3%, Ausfuhr == 19,1%). Demgegenüber er- 

scheint der Anteil des privaten Kapitalverkehrs ver- 
hältnismäßig gering, wenn nur die Salden (Einfuhr 
= 3,9 %, Ausfuhr == 4,1 %) betrachtet werden; hin- 
ter ihnen stehen jedoch wesentlich umfangreichere 
Bewegungen aus Neuanlagen und Liquidationen, die 
für den Bereich des langfristigen privaten Kapital- 
verkehrs in der Tabelle auch zusätzlich ausgewiesen 
sind. 

Weil auch Bereiche, die — gemessen an den Ge- 
samtsummen der Bilanz — - relativ geringfügig er- 
scheinen, zumindest zeitweilig ene gewisse Schlüs- 
selstellung einnehmen können, konnten grundsätz- 
lich für die Prüfung etwaiger steuerlicher Absiche- 
rungsmaßnahmen nicht von vornherein bestimmte 
Bereiche und Positionen ausgeschieden werden. 


IV. Relevante Normen und Prinzipien 

9 . Vor der speziellen Prüfung steuerlicher Möglich- 
keiten zur außenwirtschaftlichen Absicherung ist 
auf die Frage einzugehen, ob und inwieweit über- 
geordnete nationale oder internationale Rechtsnor- 
men oder Grundsätze vorhanden sind, die bei der 
Wahl solcher spezieller steuerlicher Maßnahmen 
zwingend zu beachten oder für sie sonst von Bedeu- 
tung sind. 

a) Nationaler Bereich 

10 . Im Bereich des nationalen Rechts sind bei der 
Wahl und Ausgestaltung steuerlicher Maßnahmen 
vor allem die grundgesetzlichen Vorschriften zu 
beachten. Besondere Bedeutung kommt neben dem 
Grundrecht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit 
(Artikel 2 Abs. 1 GG) dem allgemeinen Gleichheits- 
grundsatz (Artikel 3 Abs. 1 GG) — übertragen auf 
das Steuerrecht: Gleichmäßigkeit der Besteuerung — 
zu. Mit ihnen steht das Prinzip der Besteuerung nach 
der Leistungsfähigkeit in enger Verbindung. Die Be- 
rücksichtigung der Leistungsfähigkeit als ein Funda- 
mentalprinzip der Besteuerung wird im wirtschaft- 
lichen Bereich durch den Grundsatz der Wettbe- 
werbsneutralität der Besteuerung ergänzt. Es muß 
davon ausgegangen werden, daß jede Steuer mög- 
lichst weitgehend die Wettbev/erbsfreiheit, also die 
Möglichkeit, sich im Leistungswettbewerb gegen 
andere durchzusetzen, zu wahren hat. In diesem Zu- 
sammenlang ist auch das von Artikel 3 GG begrün- 
dete allgemeine Willkürverbot zu beachten, das 
Regelungen untersagt, die eine unter keinem sach- 
lichen Gesichtspunkt gerechtfertigte Differenzierung 
enthalten. 

11 . Die Grundsätze der Besteuerung nach der Lei- 
stungsfähigkeit und der Wettbewerbsneutralität der 
Besteuerung gelten jedoch nicht uneingeschränkt in 
dem Sinne, daß jede steuerliche Maßnahme immer 
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und unbedingt nach ihnen ausgerichtet sein muß. Ab- 
gesehen davon, daß die Anknüpfungstatbestände 
dies — z. B. bei Verbrauchs- und Verkehrsvorgän- 
gen — oft nur beschränkt zulassen, kann eine Ab- 
weichung von den genannten Grundsätzen auch 
durch die besondere Zielsetzung steuerlicher Maß- 
nahmen gerechtfertigt sein. 

Zu den Zielsetzungen in diesem Sinne zählen insbe- 
sondere auch wirtschaftspolitische. Es ist von Rechts- 
lehre und Rechtsprechung allgemein anerkannt, daß 
die wirtschaftliche Entwicklung durch steuerliche 
Maßnahmen beeinflußt werden darf. Das Bundes- 
verfassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung 
die Wirtschaftslenkung durch das Steuerrecht für 
verfassungsrechtlich zulässig erklärt [BVerfGE 6, 
55 (81); 13, 181 (203); 13, 331 (345, 346); 16, 147 (161)]. 
Es hat entschieden, daß sich der Gesetzgeber bei der 
Ausübung des Besteuerungsrechts auch von wirt- 
schaftspolitischen Erwägungen leiten lassen kann. 
Diese Ansicht hat das Bundesverfassungsgericht im 
Beschluß vom 24. September 1965 zur Verfassungs- 
mäßigkeit der sog. Kuponsteuer [BVerfGE 19, 119 
(125)] bereits speziell zu einer steuerlichen Maß- 
nahme vertreten, zu deren vornehmlichen Zielen ge- 
rade die außenwirtschaftliche Absicherung gehörte. 

12 . Wirtschaftspolitische Zielsetzungen im Sinne 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
haben insbesondere auch die durch § 26 StWG ein- 
geführten steuerlichen Instrumente. Sie ermöglichen 
es der Bundesregierung u. a., durch Rechtsverord- 
nungen — mit im einzelnen festgelegter Einschaltung 
der gesetzgebenden Körperschaften — bei einer sich 
anbahnenden konjunkturellen Überhitzung die Ab- 
schreibungssätze zu senken, im Falle einer uner- 
wünschten wirtschaftlichen Abschwächung einen 
Steuerabzug für Neuinvestitionen zuzulassen und 
durch Variierung der Steuersätze bei der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer die Nachfrage zu dämp- 
fen oder zu beleben. Der Gebrauch dieser Instru- 
mente kann auch als — in diesem Bericht nicht 
näher zu untersuchende, vgl. Tz. 5 — binnenwirt- 
schaftliche Maßnahme i. S. des § 4 StWG zur Ab- 
wehr außenwirtschaftlicher Störungen des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts in Betracht kommen. 

13 . Auch beim Einsatz von steuerlichen Mitteln 
„zur Wahrung des außenwirtschaftlichen Gleich- 
gewichts“ (§ 4 StWG), die unmittelbar auf einzelne 
Bereiche der Zahlungsbilanz einwirken sollen, ist 
in jedem Fall sorgfältig zu prüfen, ob diese Mittel 
sich mit den dargelegten Grundsätzen vereinbaren 
lassen. Es kann nicht übersehen werden, daß der- 
artige steuerliche Maßnahmen — etwa Änderungen 
im Zusammenhang mit dem Grenzausgleich bei 
warenbezogenen Steuern — die Wettbewerbsneu- 
tralität der Besteuerung, für sich allein betrachtet, 
beeinträchtigen. Die vom Bundesverfassungsgericht 
herausgearbeiteten Grundsätze über die Verfas- 
sungsmäßigkeit wirtschaftspolitisch orientierter 
Steueränderungen lassen jedoch auch solche Abwei- 
chungen grundsätzlich zu; die vom Gesetzgeber zu 
beachtenden Grenzen können jeweils nur für die 
konkrete Maßnahme bestimmt werden. 


14 . Steuerliche Maßnahmen, die ihre Rechtferti- 
gung allein in der besonderen wirtschaftspolitischen 
Zielsetzung finden, sollten grundsätzlich nur von 
vorübergehender Dauer sein. Anderes gilt nur, 
wenn die Maßnahmen auch nach den regelmäßigen 
Besteuerungsprinzipien begründet sind (wie z. B. 
bei der 1965 eingeführten Kuponsteuer, mit der nach 
der seinerzeitigen Begründung der Bundesregierung 
im Interesse der Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
auch eine Lücke im Steuersystem geschlossen wer- 
den sollte). Spezielle steuerliche Maßnahmen zur 
außenwirtschaftlichen Absicherung müssen somit 
bei einer Änderung der Konj uiikturlagc wieder 
aufgehoben werden, so daß der frühere Rechts- 
zustand der Besteuerung wieder eintritt. Wegen 
dieses besonderen Charakters der in diesem Bericht 
zu prüfenden steuerlichen Maßnahmen kann ein 
dauernder Ausgleich eines fundamentalen Ungleich- 
gewichts der Zahlungsbilanz mit ihnen nicht ange- 
strebt werden, d. h. die steuerlichen Maßnahmen 
können nicht auf Dauer die Funktion einer Wech- 
selkursänderung erfüllen. 


15 . Die Anwendung steuerlicher Mittel zur außen- 
wirtschaftlichen Absicherung muß sich auch noch an 
weiteren Gesichtspunkten orientieren: So müssen 
auch die haushaltsmäßigen Auswirkungen beachtet 
werden. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß 
mit einer Abwehr außenwirtschaftlicher Störungen, 
d. h. mit der Erhaltung von Stabilität und Wachstum, 
auf die Dauer eine Sicherung des Steueraufkom- 
mens erzielt wird. Steuerliche Maßnahmen können 
ihre Grenzen auch darin finden, daß unüberwind- 
liche Probleme der Steuertechnik in Wirtschaft oder 
Verwaltung oder das Ausmaß unerwünschter 
Nebenwirkungen die Wahl der Maßnahmen nicht 
zulassen. Außerhalb des Bereichs des Steuer- und 
Finanzwesens sind schließlich auch die relevanten 
politischen — ggf. auch außenpolitischen — Aspekte 
abzuwägen. 

16 . Es wird auch immer zu prüfen sein, ob das 
allgemeine marktwirtschaftliche Prinzip, die Wirt- 
schaft nach Möglichkeit vor staatlichen Interven- 
tionen — besonders auch vor solchen, die Unsicher- 
heit in die unternehmerischen Dispositionen hinein- 
tragen können ■ — zu bewahren, hinter einem aktuel- 
len volkswirtschaftlichen Interesse an einer be- 
stimmten Beeinflussung des ökonomischen Verhal- 
tens der Unternehmen zurücktreten kann. Hier ist 
auf die Einstellung des Gesetzgebers zu verweisen, 
wie sie im Schriftlichen Bericht des Ausschusses des 
Deutschen Bundestages für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen über das StWG — zu Drucksache 
V/1676 — niedergelegt ist. Danach gelangte der 
Ausschuß „zu der Überzeugung, daß in extremen 
Konjunktursituationen, die im einzelnen gesetzlich 
Umrissen sind, das allgemeine Wohl und die wohl- 
verstandenen Belange der privaten Wirtschaft es 
gestatten und sogar erfordern können, das Interesse 
am Schutz vor überrraschenden steuerlichen Ver- 
änderungen in sachlich und zeitlich eng begrenztem 
Ausmaß hinter den konjunkturpolitischen Notwen- 
digkeiten zurücktreten zu lassen.“ 
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17 . Abschließend ist zu bemerken, daß die Frage, 
inwieweit nationale Rechtsnormen und Be- 
steuerungsprinzipien die Wahl und Anwendung 
steuerlicher Maßnahmen zur außenwirtschaftlichen 
Absicherung maßgeblich beeinflussen können oder 
müssen, letztlich von den konkreten Gegebenheiten 
der jeweiligen wirtschaftlichen, sozialen und recht- 
lichen Situation abhängt. Sie wird daher in jeder 
Situation neu geprüft werden müssen. 

b) GATT und OECD 

18 . Alle internationalen wirtschaftlichen Abkom- 
men und Organisationen, denen die Bundesrepu- 
blik beigetreten ist, vertreten letztlich, soweit sie 
sich auf den zwischenstaatlichen Handel beziehen, 
den Grundsatz der Nicht-Diskriminierung der Ein- 
fuhr und der Nicht-Subventionierung der Ausfuhr 
und darüber hinaus ein allgemeines „Wohlverhal- 
tensprinzip". Die Beachtung dieser Prinzipien durch 
alle Vertragsparteien soll vor allem dazu führen, 
daß sich der zwischenstaatliche Güter- und Lei- 
stungsaustausch frei von wettbewerbsverzerrenden 
staatlichen Einflüssen entwickeln kann. 

Das grundsätzliche Verbot der Diskriminierung und 
Subventionierung im Außenhandel hat auf dem Ge- 
biet der Steuern eine konkrete Verankerung vor 
allem im Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) von 1947 gefunden, dem bisher 90 Nationen 
(Stand Ende 1968) in der einen oder anderen Form 
beigetreten sind und das in mancher Hinsicht als 
Modell für entsprechende Bestimmungen des EWG- 
Vertrages gedient hat, vgl. Tz. 29 ff. 

19 . Durch die Artikel III und XVI des GATT wer- 
den für den grenzüberschreitenden Warenverkehr 
in Anwendung des sog. Bestimmungslandprinzips 
steuerliche Grenzausgleiche in einem bestimmten 
Rahmen zugelassen. Der Grenzausgleich besteht 
darin, daß das exportierende Land die betreffenden 
Waren von den ihnen zurechenbaren Steuern ent- 
lastet und das importierende Land die Ware dem 
dort geltenden Steuerrecht unterwirft. Maßnahmen 
eines steuerlichen Grenzausgleichs sind nach den 
internationalen Regeln grundsätzlich nur bei waren- 
bezogenen Steuern (im wesentlichen mit dem nicht 
ganz eindeutigen Begriff der „indirekten" Steuern 
gleichzusetzen) zulässig, während bei nicht-waren- 
bezogenen („direkten") Steuern das sog. Ursprungs- 
landnrinzip gilt. Die Anwendung des „Bestimmungs- 
landprinzips" auf den internationalen Handel soll 
insbesondere dazu führen, daß Doppelbelastungen 
durch die Verbrauchsbesteuerung vermieden wer- 
den und daß insoweit eine steuerliche Gleichbe- 
handlung von importierten und einheimischen Wa- 
ren und damit Wettbewerbsneutralität erreicht wird. 

20 . Durch die genannten GATT-Artikel werden 
bestimmte Obergrenzen für den Grenzausgleich bei 
warenbezogenen Steuern gezogen. 

Artikel III Abs. 1 verbietet grundsätzlich eine Be- 
steuerung der Importe in der Weise, daß die inlän- 
dische Produktion geschützt wird. Artikel III Abs. 2 


des GATT präzisiert dieses Verbot dahin gehend, 
daß eingeführte Waren weder direkt noch indirekt 
höheren inländischen Abgaben unterworfen wer- 
den dürfen als gleichartige inländische Waren. 

Artikel XVI GATT enthält eine Reihe von Beschrän- 
kungen für Subventionen im allgemeinen und für 
Ausfuhrsubventionen im besonderen, ohne hierbei 
steuerliche Maßnahmen ausdrücklich zu erwähnen. 
Die amtlichen Bemerkungen zu Artikel XVI im 
Anhang des GATT machen jedoch die Bezugnahme 
auf steuerliche Praktiken deutlich. Hiernach gilt es 
nicht als Subvention, wenn eine ausgeführte Ware 
von den Abgaben befreit wird, die von einer gleich- 
artigen, zum Verbrauch im Inland bestimmten Ware 
erhoben werden, oder wenn solche Abgaben bis zu 
einer Höhe erstattet werden, die nicht über die an- 
gefallenen Beträge hinausgeht. 

Der bei warenbezogenen („indirekten") Steuern zu- 
lässige Grenzausgleich findet demnach seine obere 
Grenze durch das Verbot einer steuerlichen Import- 
diskriminierung und Exportsubventionierung. 
Steuerliche Maßnahmen zur Förderung der Importe 
und zur Erschwerung der Exporte werden selbstver- 
ständlich von den GATT-Regeln nicht berührt. In 
der umgekehrten Richtung wären jedoch steuerliche 
Maßnahmen nur bis zu der genannten Obergrenze 
möglich. 

21. Aus dem grundsätzlichen Ausschluß der „direk- 
ten" Steuern von der Möglichkeit eines Grenzaus- 
gleichs ergibt sich eine generelle Zweiteilung aller 
Steuern in ausgleichsfähige „indirekte" Steuern und 
nicht ausgleichsfähige „direkte" Steuern. Diese Zwei- 
teilung je nach der Warenbezogenheit der Steuern 
hat neuerdings im Hinblick auf die damit verbunde- 
nen Steuer- und handelspolitischen Folgerungen 
international vereinzelt Kritik gefunden. Zwar wird 
die grundsätzliche Berechtigung des steuerlichen 
Grenzausgleichs nicht erstlich bestritten. Es wird je- 
doch vor allem auf die Schwierigkeiten bei der Ab- 
grenzung der zum Ausgleich zugelassenen waren- 
bezogenen von den übrigen Steuern und bei der 
Bemessung der Ausgleichsätze hingewiesen. Diese 
Probleme erhalten ihr Gewicht durch die Verschie- 
denartigkeit der nationalen Steuersysteme und 
durch die teilweise sehr unterschiedlichen Auffas- 
sungen über die Kosten- und Preiswirksamkeit 
(überwälzbarkeit) der einzelnen Steuern. Zweifels- 
fragen ergeben sich auch immer dann, wenn der 
Grenzausgleich nur nach Durchschnittsätzen vorge- 
nommen werden kann, wie dies etwa bei kumulati- 
ven Umsatzsteuern zur Berücksichtigung der Steuer- 
vorbelastungen unvermeidlich ist. Nicht zuletzt um 
diese Schwierigkeiten auszuräumen, haben sich die 
EWG-Staaten sowie inzwischen auch weitere euro- 
päische Staaten zur Einführung des Mehrwertsteuer- 
systems entschlossen. 

22 . Im März 1968 wurde auf Betreiben der USA im 
Rahmen des GATT eine besondere Arbeitsgruppe 
eingesetzt, an der auch die Bundesrepublik beteiligt 
ist. Das Mandat dieser Arbeitsgruppe erstreckt sich 
auf die Prüfung 
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a) der GATT-Bestimmungen hinsichtlich des steuer- 
lichen Grenzausgleichs, 

b) der Praxis der Vertragsparteien in bezug auf den 
Grenzausgleich und 

c) der möglichen Wirkung solcher Ausgleichsmaß- 
nahmen auf den internationalen Handel. 

Nach Abschluß der Überprüfung sollen Anregungen 
und Vorschläge für eine eventuelle Verbesserung 
der einschlägigen GATT-Bestimmungen erwogen 
werden. Im gegenwärtigen Zeitpunkt erscheint es 
verfrüht, die zu erwartenden Ergebnisse dieser 
Arbeitsgruppe abzuschätzen. 

23 . Auch für den Bereich der nicht warenbezoge- 
nen „direkten“ Steuern ergeben sich aus dem GATT 
bzw. den Beschlüssen der OECD relativ enge Bin- 
dungen. 

Die OEEC (Vorgängerorganisation der OECD) hatte 
mit Ratsbeschluß vom 14. Januar 1955 (Doc. C 55/6) 
alle Maßnahmen der künstlichen Exportförderung 
durch die Mitgliedsländer grundsätzlich für unzuläs- 
sig erklärt. In einer Anlage zu dem Beschluß wurde 
dabei unter den abzuschaffenden künstlichen Export- 
förderungsmaßnahmen ausdrücklich die an Industrie- 
und Handelsunternehmen bei Ausfuhren gewährte 
Befreiung von „direkten“ Steuern oder von Sozial- 
versicherungsbeiträgen genannt. Dieser Ratsbe- 
schluß der OEEC, dessen zeitliche Festlegungen im 
Ubergangszeitpunkt der Organisationen bereits 
überholt waren, ist zwar nicht formell auf die 1961 
gegründete OECD übergeleitet worden, seine Prin- 
zipien gelten jedoch auch heute noch. 

24 . In diesem Zusammenhang ist das deutsche Ge- 
setz über steuerliche Maßnahmen zur Förderung der 
Ausfuhr vom 28. Juni 1951 (BGBl. I S. 405) zu erwäh- 
nen. In dem Gesetz, mit dem die Bundesrepublik 
eine Ausweitung des Exports deutscher Fertigwaren 
anstrebte, waren neben einigen Sonderregelungen 
Umsatz- und verkehrsteuerlicher Art vor allem 
Exportbegünstigungen bei den Ertragsteuern vorge- 
sehen (Gewährung einer steuerfreien Rücklage und 
eines bei der Gewinnermittlung absetzbaren Be- 
trags). Die Geltungsdauer dieses bis Ende 1955 be- 
fristeten Gesetzes hat keine Verlängerung mehr 
erfahren, teilweise wurde es sogar vorzeitig aufge- 
hoben, nachdem auf deutsch-englische Initiative hin 
die Bemühungen um einen Abbau künstlicher Ex- 
portförderungsmaßnahmen auch in der OEEC aufge- 
griffen und in dem erwähnten Ratsbeschluß vom 
Jahre 1955 ihren Ausdruck gefunden hatten. Der Be- 
schluß der OEEC-Staaten, grundsätzlich keine steuer- 
lichen Exportförderungen zuzulassen, führte wenig 
später zu einer entsprechenden Neugestaltung des 
Artikels XVI des GATT. Aus diesem bereits ange- 
führten Artikel und den im Zusammenhang damit 
von der Bundesrepublik eingegangenen Verpflich- 
tungen ergibt sich, daß Exportförderungsmaßnahmen 
im Bereich der „direkten“ Steuern eindeutig GATT- 
widrig sind. 

25 . Insgesamt ist somit im Hinblick auf die Mög- 
lichkeiten einer außenwirtschaftlichen Absicherung 


mit steuerlichen Mitteln festzustellen, daß die Be- 
stimmungen des GATT bzw. der OECD eine steuer- 
liche Beeinflussung des grenzüberschreitenden Wa- 
renverkehrs grundsätzlich nur nach Art einer „Ein- 
bahnstraße“ in Richtung einer Förderung der Einfuhr 
sowie Erschwerung der Ausfuhr zulassen. Alle steu- 
erlichen Maßnahmen in der umgekehrten Richtung 
einer Behinderung der Einfuhr oder Förderung der 
Ausfuhr sind dagegen — soweit sie über die beim 
Grenzausgleich warenbezogener Steuern gesetzten 
Höchstgrenzen hinausgehen — mit den genannten 
internationalen Verträgen im Grundsatz nicht ver- 
einbar. Das AbsichG mit der steuerlichen Förderung 
des Imports und der steuerlichen Belastung des 
Exports entspricht somit voll den Verpflichtungen 
aus dem GATT und gegenüber der OECD. 

26 . Zu erwähnen ist schließlich, daß sich die ange- 
führten Regelungen des GATT und der OECD unmit- 
telbar oder mittelbar nur auf den grenzüberschrei- 
tenden Warenverkehr beziehen, während entspre- 
chende generelle Bestimmungen für andere Zah- 
lungsbilanzbereiche, also für den Kapitalverkehr 
und den Dienstleistungsverkehr, fehlen. Daraus kann 
geschlossen werden, daß der eventuelle Einsatz 
steuerlicher Mittel zur Beeinflussung der Kapital- 
bilanz sowie auch des Dienstleistungsverkehrs durch 
die positiven Normen des GATT oder der OECD 
nicht berührt würde. Allerdings werden auf Grund 
des diesen Vertragswerken zugrunde liegenden all- 
gemeinen „Wohlverhaltensprinzips" im Interesse 
einer möglichst weitgehenden weltwirtschaftlichen 
Arbeitsteilung entsprechende Rücksichtnahmen der 
nationalen Steuerpolitik auch über den unmittelbar 
geregelten Warenverkehr hinaus erwartet werden 
können. 


c) EWG 

27 . Aus der Mitgliedschaft der Bundesrepublik in 
den Europäischen Gemeinschaften ergeben sich Bin- 
dungen, die über die genannten Verpflichtungen aus 
den völkerrechtlichen Verträgen hinausgehen. Da es 
Ziel der Europäischen Gemeinschaften ist, einen 
Binnenmarkt zu errichten, sind — im Unterschied zu 
den Verpflichtungen aus GATT und OECD — nicht 
lediglich im zwischenstaatlichen Handel Diskrimi- 
nierungen verboten, vielmehr darf auch darüber hin- 
aus in den freien Waren-, Dienstleistungs- und Kapi- 
talverkehr im allgemeinen nicht eingegriffen wer- 
den. Die dafür bisher bestehenden Regelungen wer- 
den mit fortschreitender Entwicklung zudem noch 
weiter ausgebaut werden, bis die Bedingungen eines 
echten Binnenmarktes geschaffen sind. Ein großer 
Teil dieser Regeln ist in den Mitgliedstaaten unmit- 
telbar geltendes Recht, das von den Mitgliedstaaten 
nicht mehr abgeändert werden kann. Andererseits 
gibt es aber auch Vertragsbestimmungen, die gerade 
im Interesse einer gleichgewichtigen wirtschaftlichen 
Entwicklung innerhalb der Gemeinschaft Abwei- 
chungen von den allgemeinen Regelungen zulas- 
sen. Im einzelnen sind für einen Einsatz steuerlicher 
Mittel zur außenwirtschaftlichen Absicherung insbe- 
sondere folgende Bestimmungen von Bedeutung. 
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28 . Im Warenverkehr unter den Mitgliedstaaten 
sind nach den Artikeln 9 und 12 EWG- Vertrag alle 
Einfuhrabgaben und alle Ausfuhrabgaben verboten. 
Unter dieses Verbot fallen grundsätzlich nicht nur 
Zölle, sondern auch alle Abgaben gleicher Wirkung 
wie Zölle. Die Wiedereinführung solcher Abgaben 
ist ausgeschlossen. Die genannten Vorschriften fin- 
den jedoch nach der Rechtsprechung des Europä- 
ischen Gerichthofs auf Abgaben, auf die sich die 
Artikel 95 und 96 des EWG-Vertrags beziehen, 
keine Anwendung. 

29 . Nach Artikel 95 des EWG-Vertrags dürfen die 
Mitgliedstaaten auf Waren aus anderen Mitglied- 
staaten weder unmittelbar noch mittelbar höhere 
inländische Abgaben erheben, als gleichartige in- 
ländische Waren unmittelbar oder mittelbar zu tra- 
gen haben. Sie dürfen auf Waren aus anderen Mit- 
gliedstaaten auch keine inländischen Abgaben er- 
heben, die geeignet sind, andere Produktionen mit- 
telbar zu schützen. Für die Ausfuhr in das Hoheits- 
gebiet anderer Mitgliedstaaten ist entsprechend in 
Artikel 96 EWG-Vertrag bestimmt, daß die Rück- 
vergütung für inländische Abgaben nicht höher sein 
darf als die auf ausgeführten Waren mittelbar oder 
unmittelbar erhobenen inländischen Abgaben. Beide 
Vertragsbestimmungen sind nach der Rechtspre- 
chung des Europäischen Gerichtshofs in den Mit- 
gliedstaaten unmittelbar geltendes Recht; sie gehen 
dem nationalen Recht vor. 

30. Für einen steuerlichen Grenzausgleich kommen 
hiernach — entsprechend den Bestimmungen des 
GATT — grundsätzlich nur warenbezogene („in- 
direkte") Steuern in Betracht. Nach Artikel 98 EWG- 
Vertrag kann der Rat allerdings auf Vorschlag der 
Kommission für eine begrenzte Frist einen Grenz- 
ausgleich auch für „direkte" Steuern zulassen. Der 
Rat hat bisher von Artikel 98 keinen Gebrauch ge- 
macht. Der Gesamtzusammenhang der steuerlichen 
Bestimmungen des Vertrags spricht dafür, die Er- 
mächtigung auf solche „direkten" Steuern zu be- 
grenzen, die noch als warenbezogene gelten können. 
Mangels solcher Steuern in unserem Steuersystem 
soll daher Artikel 98 für die weitere Untersuchung 
außer Betracht bleiben. 

31 . Die Vertragsvorschriften über den Grenzaus- 
gleich setzen jedoch lediglich eine Obergrenze fest. 
Es steht den Mitgliedstaaten grundsätzlich frei, in- 
nerhalb des dadurch gegebenen Rahmens den Grenz- 
ausgleich auch niedriger festzusetzen und dadurch 
die Einfuhr zu entlasten sowie die Ausfuhr zu be- 
lasten. Die EG-Kommission hat sich allerdings in 
der Vergangenheit und auch neuerdings im Zusam- 
menhang mit dem AbsichG deutlich gegen eine nicht 
gleichmäßig, sondern selektiv vorgenommene Ver- 
änderung des Grenzausgleichs ausgesprochen. 

32 . Die beiden Richtlinien zur Einführung des 
Mehrwertsteuersystems vom 11, April 1967 legen 
den Mitgliedstaaten noch weitergehende Verpflich- 
tungen auf. Sie schließen eine autonome Verände- 
rung des Grenzausgleichs auch in den nach Artikel 
95 und 96 noch zulässigen Grenzen weitgehend aus. 


Die Richtlinien gelten zudem nicht nur für Waren 
aus anderen Mitgliedstaaten, sondern auch für den 
Warenverkehr mit dem Dritt-Ausland. Zu den USt- 
Richtlinien vgl. im einzelnen Tz. 52 bis 56. Es ist 
damit zu rechnen, daß auf der Grundlage der Ar- 
tikel 99 und 100 EWG-Vertrag noch weitere Richt- 
linien steuerlichen Inhalts erlassen werden, die den 
Aktionsspielraum der Mitgliedstaaten auch noch auf 
anderen Gebieten einschränken werden. 

33 . Die Artikel 95 und 96 gelten nur für den 
Warenverkehr. Auch hinsichtlich des Dienstleistungs- 
und Kapitalverkehrs bestehen im Rahmen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft jedoch weit- 
gehende Bedingungen, Der Dienstleistungsverkehr 
(Artikel 59) und der Kapitalverkehr (Artikel 67) 
dürfen im allgemeinen keinen Beschränkungen — 
auch nicht in der Form finanzieller Erschwerun- 
gen — unterworfen werden. Das gilt sowohl für die 
Einfuhr als auch die Ausfuhr. Grundsätzlich könn- 
ten nach diesen Vorschriften beim Dienstleistungs- 
und Kapitalverkehr jedoch Begünstigungen der Ein- 
fuhr oder Ausfuhr vorgenommen werden. Das gilt 
indes keineswegs allgemein. So ist z. B, für Direkt- 
investitionen im Ausland, in Durchführung von 
Artikel 54 Abs. 3 Buchstabe h EWG-Vertrag, in den 
Richtlinien zur Verwirklichung des Niederlassungs- 
rechts jeweils bestimmt, daß die Mitgliedstaaten 
keine Beihilfen gewähren dürfen, durch die die 
Niederlassungsbedingungen verfälscht werden. Das 
würde insbesondere bei gezielten Vergünstigungen 
für den Kapitalexport von Belang sein, Auch Ver- 
günstigungen für den aktiven Dienstleistungsver- 
kehr könnten eine unzulässige Beihilfe darstellen. 
Für den Bereich des Verkehrs ist in Artikel 76 aus- 
drücklich bestimmt, daß Verkehrsunternehmer an- 
derer Mitgliedstaaten nicht neuen diskriminierenden 
Vorschriften unterworfen werden dürfen. 

Im Bereich des Kapitalverkehrs kann die Kommis- 
sion die Mitgliedstaaten jedoch nach Artikel 73 
EWG-Vertrag zu Schutzmaßnahmen — auch steuer- 
licher Art — ermächtigen, sofern Kapitalbewegun- 
gen Störungen im Funktionieren des Kapitalmarktes 
zur Folge haben. Der Rat kann mit qualifizierter 
Mehrheit einen abweichenden Beschluß fassen. Aus 
Gründen der Geheimhaltung oder der Dringlichkeit 
kann der Mitgliedstaat die Maßnahmen zunächst 
auch einseitig treffen. 

34 . Nach Artikel 92 EWG-Vertrag sind grundsätz- 
lich alle Beihilfen verboten, die durch Begünstigung 
bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige 
den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen 
drohen, soweit sie den Handel mit den Mitglied- 
staaten beeinträchtigen. Die Kommission kann nach 
Artikel 92 Abs. 3 Ausnahmen von diesem Verbot, 
insbesondere zugunsten bestimmter Wirtschafts- 
zweige oder Regionen, zulassen. Ferner kann der 
Rat nach Artikel 93 Abs. 2 einstimmig auch eine an 
sich verbotene Beihilfe genehmigen, sofern das 
durch außergewöhnliche Umstände gerechtfertigt ist. 
Beihilfen i. S. dieser Bestimmungen sind nicht nur 
unmittelbare finanzielle Zuwendungen, sondern 
grundsätzlich auch alle mittelbaren — etwa steuer- 
lichen — Vergünstigungen. Die Beihilfevorschriften 
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können nicht nur für den Warenverkehr, sondern 
in gleichem Maße auch für den Dienstleistungs- und 
den Kapitalverkehr Bedeutung haben. Sofern es sich 
bei steuerlichen Maßnahmen zur außenwirtschaft- 
lichen Absicherung um generelle Regelungen han- 
delt, die nicht lediglich bestimmte Unternehmen 
oder Produktionszweige begünstigen, ist der Fall 
der Beihilfe im Sinne des Artikels 92 nicht gegeben. 

35 . Nach Artikel 103 Abs. 2 EWG-Vertrag kann 
der Rat, unbeschadet der sonst im EWG-Vertrag 
vorgesehenen Verfahren, auf Vorschlag der Kom- 
mission aus konjunkturpolitischen Gründen ein- 
stimmig die der Lage entsprechenden Maßnahmen 
beschließen. Von dieser Vorschrift ist bisher, ab- 
gesehen vom Erlaß konjunkturpolitischer Empfeh- 
lungen, kaum Gebrauch gemacht worden. Aufgrund 
der bisher gemachten Erfahrungen läßt sich deshalb 
noch nicht abschließend beurteilen, ob nach Artikel 
103 Abs. 2 auch Sonderregelungen gegenüber ein- 
zelnen Vertragsvorschriften getroffen werden kön- 
nen. Das wird der zukünftigen Praxis überlassen 
bleiben müssen und sicherlich auch sehr stark von 
der Fortentwicklung des Gemeinsamen Marktes ab- 
hängen. In jedem Fall müssen sich auch Maßnahmen 
nach Artikel 103 Abs. 2 im Rahmen der Ziele des 
Gemeinsamen Marktes halten und dessen Grund- 
sätze wahren. 

36 . Abweichungen von den Vertragsvorschriften 
sind, abgesehen von der Schutzklausel des Artikels 
226, die mit dem Ablauf der Übergangszeit ihre 
Gültigkeit verliert nach Artikel 108 und 109 EWG- 
Vertrag bei Zahlungsbilanzschwierigkeiten möglich. 
Bei einer plötzlichen Zahlungsbilanzkrise kann der 
betreffende Mitgliedstaat nach Artikel 109 u. U. 
selbst zunächst die erforderlichen Maßnahmen tref- 
fen, jedoch kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit 
beschließen, daß diese einseitigen Maßnahmen zu 
ändern, auszusetzen oder aufzuheben sind. Im Rah- 
men des Verfahrens nach' Artikel 108 kann der Rat 
dem betreffenden Mitgliedstaat Beistand gewähren. 
Reicht dieser Beistand nicht aus, so kann die Kom- 
mission den betreffenden Staat zu Schutzmaßnahmen 
ermächtigen. Der Rat kann mit qualifizierter Mehr- 
heit diese Ermächtigung aufheben oder ändern. 


d) Doppelbesteuerungsabkommen 

37 . Weitere Bindungen enthalten die von der Bun- 
desrepublik abgeschlossenen zweiseitigen Abkom- 
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung bei 
den Steuern vom Einkommen und Vermögen. Das 
Netz der deutschen Verträge erstreckt sich auf fast 
alle westlichen Industriestaaten sowie wichtige Ent- 
wicklungsländer und umfaßt damit praktisch alle 
für die außenwirtschaftliche Absicherung wesent- 
lichen Wirtschaftspartner. Die Verträge zielen dar- 
auf ab, steuerliche Hemmnisse für den internationa- 
len Wirtschaftsverkehr und Diskriminierungen ab- 
zubauen, der deutschen Außenwirtschaft angemes- 
senen steuerlichen Schutz bei ihrer Betätigung im 
Ausland zu gewährleisten und für die internationa- 
len Wirtschaftsbeziehungen langfristig sichere 


steuerliche Rechtsgrundlagen zu schaffen. Dazu 
regeln sie unter anderem die Besteuerung der inter- 
national tätigen Unternehmen, begrenzen oder be- 
seitigen für Dividenden, Zinsen und Lizenzgebüh- 
ren die Besteuerung im Herkunftsland und treffen 
die notwendigen Vorkehrungen, um die Doppel- 
besteuerung durch abgestimmte Maßnahmen beider 
Vertragspartner zu vermeiden. 

Für die Ausgestaltung der Abkommen haben sich in 
der internationalen Praxis weithin anerkannte 
Grundsätze herausgebildet, die in einem Muster- 
abkommen der OECD niedeigeiegt sind und der 
deutschen Vertragspolitik als Richtschnur dienen. 

Die Abkommen bilden die steuerliche Basis des 
internationalen Wirtschaftsverkehrs und müssen 
deshalb langfristig angelegt sein. Als Instrument 
kurzfristig zu treffender Maßnahmen zur außenwirt- 
schaftlichen Absicherung eignen sie sich schon aus 
diesem Grunde nicht. Andererseits setzen sie aber 
auch nur einen Rahmen für die deutsche Be- 
steuerung, der nationale Maßnahmen der Bundes- 
republik zur außenwirtschaftlichen Absicherung 
nicht ausschließt. Die nationalen Maßnahmen müs- 
sen sich allerdings in den Grenzen halten, die die 
Verträge der deutschen Besteuerung setzen. Ände- 
rungen der vertraglichen Grenzziehungen zum 
Zwecke der außenwirtschaftlichen Absicherung 
scheiden schon deswegen praktisch aus, weil die 
dazu erforderlichen Vertragsrevisionen erfahrungs- 
gemäß Jahre beanspruchen. 


VI. Steuerliche Maßnahmen zur außenwirtschaft- 
lichen Absicherung im Ausland 

38 . In einigen westlichen Industriestaaten ist in 
den letzten Jahren die Frage einer außenwirtschaft- 
lichen Absicherung durch steuerliche Maßnahmen 
aktuell geworden. Bemerkenswert sind vor allem 
die Vorgänge in Großbritannien und in den USA. 
In beiden Staaten ging es jeweils darum, Defizite in 
der Zahlungsbilanz zu verringern oder ganz zu be- 
seitigen. 

Darüber hinaus sind auch gewisse steuerliche Rege- 
lungen in Finnland und in Schweden unter den Ge- 
sichtspunkten dieses Berichts von Interesse. 

39 . Großbritannien führte am 26. Oktober 1964 
überraschend eine als vorübergehend bezeichnete, 
zunächst jedoch zeitlich nicht endgültig befristete 
Abgabe auf Importgüter (Temporary Charges on 
Imports) in Höhe von 15 Vo ein. Ausgenommen von 
dieser Abgabe waren lediglich Lebensmittel, Roh- 
tabak und Grundstoffe. Die Abgabe wurde am 
27. April 1965 auf 10 ^/o ermäßigt und mit Wirkung 
vom 30. November 1966 beseitigt. 

Gleichzeitig wurden für britische Exportgüter Rück- 
vergütungen bestimmter indirekter Steuern in Höhe 
von 1 Vo bis 3,25 V<> des Ausfuhrwertes eingeführt. 
Diese Maßnahme hatte anders als die Einfuhr- 
abgabe von Anfang an nicht nur vorübergehenden 
Charakter. Sie wurde jedoch nach der Pfundabwer- 
tung mit Wirkung vom 1. April 1968 ebenfalls wie- 
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der beseitigt. Gleichzeitig wurde jedoch die bri- 
tische Regierung ermächtigt, die Exportvergütungen 
wieder einzuführen — global oder unter Beschrän- 
kung auf Exporte in bestimmte Länder, 

Der GATT-Rat hatte am 18. Dezember 1964 die Ein- 
fuhrabgabe als unvereinbar mit den sich für Groß- 
britannien aus dem GATT ergebenden Verpflich- 
tungen bezeichnet und auf eine baldige Abschaffung 
hingewirkt. 

40 . In den USA wurde am 2. September 1964 
rückwirkend ab 19. Juli 1963 die sogenannte Zins- 
ausgleichsteuer (Interest Equalization Tax) einge- 
führt. Durch die Steuer, über deren Charakter als 
Einkommen- oder Kapitalverkehrsteuer keine ein- 
hellige Auffassung besteht, soll die Aufnahme lang- 
fristigen amerikanischen Kapitals durch Ausländer 
versteuert werden. Die Steuer nivelliert Zinsunter- 
schiede bis zu 1,5 Prozentpunkten zwischen den 
amerikanischen und ausländischen Kapitalmärkten. 
Die Zinsausgleichsteuer wird beim Erwerb auslän- 
discher Aktien und Schuldverschreibungen sowie 
bei der Gewährung langfristiger Darlehen durch 
Amerikaner an Ausländer erhoben. Ausgenommen 
sind u. a. der Erwerb eines Anteils in Höhe von 
mindestens lOVo an einem ausländischen Unter- 
nehmen und Transaktionen mit bestimmten Län- 
dern, insbesondere Entwicklungsländer. Die Steuer- 
sätze richten sich nach dem jeweils auszugleichen- 
den Zinsunterschied. Das ursprünglich bis zum 
31. Dezember 1965 befristete Steuergesetz ist inzwi- 
schen zweimal verlängert worden, zuletzt bis zum 
31. Juli 1969. Bei der letzten Verlängerung des Ge- 
setzes hat der Präsident der USA die Vollmacht 
erhalten, die Steuersätze jeweils rasch und ohne 
Einschaltung des Kongresses zu ändern, um unvor- 
hergesehenen Bewegungen der Zinssätze im Aus- 
land wirkungsvoll zu begegnen. 

Im Zusammenhang mit der ungünstigen Entwick- 
lung der Zahlungsbilanz kündigte der amerikanische 
Präsident am 1. Januar 1968 neue Maßnahmen an. 
Zur Einschränkung von Ausgaben im Reiseverkehr 
sollte eine Reisekostensteuer und eine Transport- 
abgabe bei Flügen in das Ausland eingeführt wer- 
den. Nach dem Regierungsvorschlag sollten die 
Ausgaben inländischer Bürger im Ausland, die über 
7 $ pro Tag hinausgingen, einen gestaffelten Steuer- 
satz unterliegen, der ab 15 $ einheitlich 30®/o betra- 
gen sollte. Die Transportabgabe sollte 5®/o der 


Flugkosten betragen. Der Vorschlag einer Reise- 
kostensteuer ist inzwischen zurückgestellt worden. 
Die Beratung der Transportabgabe war Anfang 1969 
in den gesetzgebenden Körperschaften noch nicht 
abgeschlossen. Auch ein zusätzlicher steuerlicher 
Grenzausgleich wurde erwogen. Dabei schien die 
Einführung einer Ausgleichsabgabe auf Importe im 
Vordergrund zu stehen. Dieser in die Regierungs- 
vorschläge nicht aufgenommene Gedanke führte auch 
im interessierten Ausland zu einer lebhaften Diskus- 
sion unter handelspolitischen und rechtlichen Ge- 
sichtspunkten. Auf die im GATT gebildete Arbeits- 
gruppe zur Prüfung von allgemeinen Fragen des 
steuerlichen Grenzausgleichs wurde bereits unter 
Tz. 22 hingewiesen. 

41 . Finnland hat durch Gesetz vom 20. Oktober 
1967 im Zusammenhang mit der Abwertung der 
finnischen Mark um 23,81 ^/o eine bis Ende 1969 
befristete Warenexportsteuer mit einem Normal- 
satz von zunächst 14 Vo eingeführt. Die Regierung 
wurde ermächtigt, nacii Fühlungnahme mit der 
Notenbank die Exportabgabe nach Ablauf von drei 
Monaten stufenweise zu senken. Weitere Ermäch- 
tigungen betreffen die Ermäßigung oder Aussetzung 
der Steuer für einzelne Warenbereiche. Die Ab- 
gabe, deren Einnahmen auf insgesamt 650 Millionen 
finnische Mark begrenzt und einem Sonderkonto bei 
der Notenbank zuzuführen sind, soll im Rahmen 
des Stabilisierungsprogramms dazu dienen, einen 
Teil der bei der Exportwirtschaft entstehenden 
Abwertungsgewinne abzuschöpfen und für volks- 
wirtschaftlich dringliche Investitionen zu verwen- 
den. Die Senkungen der Abgabe sollen unter Be- 
rücksichtigung der Sicherungsmaßnahmen zur Erhal- 
tung einer ausgeglichenen Zahlungsbilanz, der Ent- 
wicklung des Exportpreisniveaus sowie der allge- 
meinen Ertragslage in der Ausfuhrwirtschaft erfol- 
gen. Von den verschiedenen Ermächtigungen ist bis 
Anfang 1969 mehrfach Gebrauch gemacht worden. 

42 . Schweden hat zum 1. Januar 1969 das Mehr- 
wertsteuersystem mit einem allgemeinen Steuersatz 
von 10 Vo eingeführt. Dem EWG-Modell der Mehr- 
wertsteuer mit Vorsteuerabzug entsprechend ist die 
Ausfuhr steuerfrei. Das Gesetz enthält jedoch eine 
Ermächtigung an die Regierung, durch Verordnung 
auch Ausfuhren mit der Steuer zu belegen. Von der 
Ermächtigung, deren Voraussetzungen im Gesetz 
nicht näher festgelegt sind, ist noch nicht Gebrauch 
gemacht worden. 
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B. Einzelprüfung der steuerlichen Möglichkeiten zur Einwirkung 
auf den Außenwirtschaftsverkehr 


VI. steuerliche Möglichkeiten zur Einwirkung auf 
den Warenverkehr 

43 . Im Hinblick auf das Gewicht des Warenver- 
kehrs in der deutschen Zahlungsbilanz (vgl. An- 
hang Tabelle 1) kommt den Möglichkeiten einer 
steuerlichen Einwirkung auf den Warenverkehr für 
die Frage einer außenwirtschaftlichen Absicherung 
durch steuerliche Maßnahmen besondere Bedeutung 
zu. 

In erster Linie erscheinen für diese Aufgabe die- 
jenigen Steuern als geeignet, die den Verkehr oder 
den Verbrauch von Waren unmittelbar zum Ge- 
genstand haben (warenbezogene Steuern). Im Vor- 
dergrund steht hierbei die Umsatzsteuer, welche die 
Wareneinfuhr als besonderen steuerpflichtigen Tat- 
bestand kennt und die Warenausfuhr zum Anlaß 
einer Steuerentlastung nimmt. Daneben stehen die 
verschiedenen speziellen Verbrauchsteuern. Ferner 
sind die nicht warenbezogenen „direkten" Steuern 
in die Prüfung einzubeziehen. 

a) Umsatzsteuer 
aa) Allgemeines 

Die deutsche Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) erfaßt 
formal alle Einfuhren durch Erhebung der Einfuhr- 
umsatzsteuer (geringfügige Ausnahmen im Umsatz- 
steuergesetz selbst und in der Einfuhrumsatzsteuer- 
Befreiungsordnung können außer Betracht gelassen 
werden) sowie den größeren Teil der Ausfuhren 
durch die Freistellung der Ausfuhrlieferungen (das 
bloße Verbringen von Waren über die Grenze, 
z. B. zur Errichtung von Anlagen im Ausland, ist 
dagegen nicht steuerbar). 

Auf den grenzüberschreitenden Warenverkehr 
könnte im Interesse der außenwirtschaftlichen Ab- 
sicherung mit Hilfe der Umsatzsteuer technisch wie 
folgt eingewirkt werden: 

Einfuhr; 

Senkung oder Erhöhung der Sätze der Einfuhr- 
umsatzsteuer in Abweichung von den für Binnen- 
umsätze der betreffenden Waren geltenden Steu- 
ersätzen 

Ausfuhr: 

Geringere oder stärkere Freistellung der ausge- 
führten Waren von der im Inland erhobenen Um- 
satzsteuer. 

45 . Die für die Bundesrepublik verbindlichen inter- 
nationalen Normen (vgl. Tz. 18 ff.) - — zunächst unter 
Ausklammerung der speziellen Bindungen durch die 
Umsatzsteuerrichtlinien der EWG — verwehren es 


von vornherein, bei dem seit 1. Januar 1968 gelten- 
den umsatzsteuerlichen Grenzausgleich höhere Sätze 
bei der Einfuhrumsatzsteuer als diejenigen für die 
Binnenumsätze anzuwenden; entsprechend darf bei 
der Entlastung der Austuhren über die im Mehrwert- 
steuersatz zum Ausdruck gekommene inländische 
Umsatzsteuerbelastung der betreffenden Waren nicht 
hinausgegangen werden. Dies ergibt sich daraus, daß 
der steuerliche Grenzausgleich im Mehrwertsteuer- 
system grundsätzlich exakt ist, d. h. daß Import- 
waren im Ergebnis genau wie Inlandsprodukte be- 
handelt werden und daß die ausgeführten Waren 
ohne Umsatzsteuerbelastung in das Ausland gelan- 
gen. 

46 . Mit dieser grundsätzlichen Feststellung wird 
allerdings außer acht gelassen, daß während einer 
mehrjährigen Übergangsperiode ab Einführung der 
Mehrwertsteuer am 1. Januar 1968 im Inland noch 
umsatzsteuerliche Belastungsfaktoren außerhalb der 
Mehrwertsteuer vorhanden sind, vor allem die sog. 
Altsteuern auf den am 1. Januar 1968 bereits vor- 
handenen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 
und die sog. Investitionssteuer bei den Neuinvesti- 
tionen. Hieraus ergeben sich zunächst auch unter der 
Mehrwertsteuer für die inländischen Unternehmer 
steuerliche Kostenelemente, für die ein Grenzaus- 
gleich nicht vorgenommen wird. Diese Belastungen 
können anfänglich noch Größenordnungen erreichen, 
die z. T. über 1,5 Uq des Warenwertes hinausgehen. 
Für die Fragestellung dieses Berichts sollen sie je- 
doch schon deswegen unberücksichtigt bleiben, weil 
sie sich von Jahr zu Jahr abschwächen. 


bb) Erleichterung der Einfuhr 

47 . Eine Senkung der Einfuhrumsatzsteuer würde 
direkte Wirkungen nur insoweit haben können, als 
die Einfuhr durch Personen erfolgt, die nicht mit dem 
Recht des Vorsteuerabzugs ausgestattet sind (insbe- 
sondere Verbraucher, Unternehmer nach § 19 UStG 
oder Ausschlüsse nach § 15 Abs. 2 UStG). Durch die 
Senkung der Einfuhrumsatzsteuer könnte auf diese 
Weise also allenfalls die gesamtwirtschaftlich unbe- 
deutende sog. „Jedermanneinfuhr" gefördert wer- 
den. 

Die Abzugsfähigkeit der Einfuhrumsatzsteuer bei 
der Mehrwertsteuer (Vorsteuerabzug) führt dazu, 
daß im Normalfall der Unternehmereinfuhr die Im- 
portv/aren im Ergebnis zu Nettopreisen, d. h. unbe- 
lastet durch Umsatzsteuer, bezogen werden. Eine 
Senkung oder Aussetzung der Einfuhrumsatzsteuer 
könnte hier also lediglich eine Veränderung der 
Zahllasten gegenüber dem Finanzamt bewirken; 
statt der Einfuhrumsatzsteuer würde bei der Wei- 
terveräußerung durch den Importeur eine entspre- 
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chend höhere Mehrwertsteuer entrichtet (Nachhol- 
wirkung). Eine tatsächliche steuerliche Minderbela- 
stung und damit Verbilligung der Importware tritt 
nicht ein. 

48 . Sofern eine breite Wirkung auf den Gesamt- 
bereich des Warenimports erzielt werden soll, kann 
dies einmal durch eine Senkung der Einfuhrumsatz- 
steuer bei unverändert hohem Vorsteuerabzug ge- 
schehen. Unabhängig von der tatsächlich entrichte- 
ten Einfuhrumsatzsteuer müßte demnach ein „fikti- 
ver" Vorsteuerabzug zugelassen werden. In Höhe 
der entfallenden Einfuhrumsatzsteuer würde dann 
dem abzugsberechtigten Importeur eine Beihilfe ge- 
währt werden. 

Zum anderen kann bei unveränderter Einfuhrum- 
satzsteuer eine selbständige Vergütung, etwa ana- 
log dem Kürzungsanspruch bei der umsatzsteuer- 
lichen Regelung auf der Bezugsseite des Interzonen- 
handels, eingeräumt werden. Ein Vorzug dieser Me- 
thode ist es, daß die Einfuhrumsatzsteuer und damit 
das System des USt-Grenzausgleichs nicht unmittel- 
bar berührt wird. Die Vergütung kann entweder bei 
den regelmäßigen USt-Zahlungen neben den Vor- 
steuern (einschließlich Einfuhrumsatzsteuer) von der 
Umsatzsteuerschuld abgezogen oder — wie dies im 
AbsichG geregelt ist ■ — sogleich mit der Einfuhrum- 
satzsteuerschuld verrechnet werden. Die zuletzt ge- 
nannte Möglichkeit hat den Vorzug, daß die Begün- 
stigung mit der Entrichtung der Einfuhrumsatzsteuer 
sofort wirksam wird. Darüber hinaus vermeidet sie 
dadurch, daß die ohnedies mit der abgabenrecht- 
lichen Behandlung der Einfuhr befaßten Zollbehör- 
den die Vergütung gewähren, eine unnötige Mehr- 
belastung der Finanzämter; allerdings führt das Ver- 
gütungsverfahren auch für die Zollbehörden zu einer 
erheblichen Mehrbelastung. 

49 . Die dargestellten Formen einer umsatzsteuer- 
lichen Importbegünstigung führen — wie im Falle 
einer Zollsenkung — unmittelbar nur zu einer Sub- 
ventionierung der Importstufe. Eine Begünstigung 
von Importen mit der sich schon aus der Steuer- 
technik ergebenden Folge, daß sie dem Letztver- 
braucher unmittelbar zugute kommt, ist nicht mög- 
lich. Der importierende Unternehmer wird jedoch in 
aller Regel den erhaltenen Vorteil — dem mit der 
Absicherungsmaßnahme verfolgten Zweck der Im- 
portsteigerung entsprechend — entweder zu Preis- 
senkungen oder für zusätzliche Absatzbemühungen 
unter Einsatz anderer Mittel aktiver Vertriebspolitik 
benutzen. Es kann freilich nicht übersehen werden, 
daß der Vorteil, der durch die Förderung der Waren- 
einfuhr ausgelöst wird, insoweit zu einer Beeinträch- 
tigung der Wettbewerbssituation führt, als den Im- 
portwaren ein entsprechender, jedoch gewollter 
Preisvorteil gegenüber konkurrierenden Inlands- 
waren eingeräumt wird. 

50 . Auch bei solchen steuerlichen Vergünstigungen 
zur Förderung der Wareneinfuhr ergeben sich ge- 
wichtige Probleme aus den internationalen Bindun- 
gen. Die steuerliche Importsubvention darf nicht mit- 
telbar auch eine Exportsubvention darstellen. Dies 
wäre dann der Fall, wenn Güter, deren Einfuhr steu- 


erlich begünstigt wurde, wieder ausgeführt werden. 
Eine solche mittelbare Exportsubventionierung 
würde auch die mit einer Erleichterung der Einfuhr 
erzielte Wirkung teilweise wieder aufheben. 

Es müßte also entweder eine Wiederausfuhr — 
auch nach Be- oder Verarbeitung der Importware — 
ausgeschlossen oder für die in Betracht kommenden 
Fälle die Verpflichtung zur Rückzahlung der Import- 
subvention vorgesehen werden. Hieraus würden 
sich aber beträchtliche — bei der Wiederausfuhr 
nach Verarbeitung sogar kaum lösbare — Nachweis- 
und Kontrollschwierigkeiten für Wirtschaft und Ver- 
waltung ergeben. Das Problem wird allerdings prak- 
tisch bedeutungslos, wenn gleichzeitig mit einer 
steuerlichen Förderung der Importe im gleichen Um- 
fang auch eine steuerliche Erschwerung der Exporte 
vorgenommen wird. Im AbsichG wurde diesem Ge- 
danken Rechnung getragen. 


cc) Erschwerung der Ausfuhr 

51 . Eine Ausfuhrerschwerung könnte bei der Um- 
satzsteuer einmal dadurch erreicht werden, daß 
unter Aufrechterhaltung der Steuerfreiheit für die 
Exportlieferungen der Vorsteuerabzug des Expor- 
teurs eingeschränkt oder beseitigt wird. Abgesehen 
von der zusätzlichen Verwaltungsarbeit — bei 
Unternehmern, die neben Exportumsätzen auch In- 
landsumsätze tätigen, müßte eine Vorsteuerauf- 
teilung vorgenommen werden — hätte diese Me- 
thode den wesentlichen Nachteil, daß die Wirkung 
je nach Höhe der Wertschöpfung des Exporteurs 
unterschiedlich wäre. Ein Exportunternehmer mit ge- 
ringer Wertschöpfung, d. h. mit hohem Anteil an 
Vorsteuern, würde durch die Einschränkung des 
Vorsteuerabzugs relativ stärker getroffen werden 
als ein Unternehmer, dessen Vorbezüge gemessen 
am Verkaufswert gering sind. 

Dieser Rückfall in eine ähnliche Ungleichbehandlung 
wie im alten Umsatzsteuersystem wird vermieden, 
wenn nicht der Vorsteuerabzug, sondern die Steuer- 
befreiung der Ausfuhrlieferungen aufgehoben und 
auf die Ausfuhrlieferungen ein bestimmter Steuer- 
satz angewendet wird. Da die Steuer unabhängig 
von der Höhe des Vorsteuerabzugs erhoben wird, 
ergibt sich im Unterschied zu der oben erwähnten 
Methode eine gleichmäßige Exportbelastung. So- 
fern gleichzeitig mit der Exporterschwernis auch eine 
Förderung der Importe erfolgt, so ergibt sich aller- 
dings eine ungleichmäßige und die Wettbewerbs- 
daten verändernde Wirkung auf der Exportseite, 
wenn Waren ausgeführt werden, die Bestandteile 
enthalten, für welche Importvergütungen gezahlt 
worden sind. 

Anstelle einer Aufhebung der umstatzsteuerlichen 
Exportbefreiung kann auch eine besondere, an die 
Ausfuhr anknüpfende Steuer eingeführt werden. 
Eine solche besondere Steuer hat den Vorzug, daß 
sie das System des umsatzsteuerlichen Grenzaus- 
gleichs auf der Exportseite (Befreiung von der 
Mehrwersteuer mit Vorsteuerabzug) formal nicht 
berührt. Das AbsichG folgt mit der Einführung einer 
Sonderumsatzsteuer diesem Weg. 
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52 . Bei der Gestaltung der Ausfuhrbelastung ist 
zu berücksichtigen, daß die Ausfuhrlieferungen im 
Sinne des Umsatzsteuergesetzes nicht den Gesamt- 
bereich des Warenexports umfassen. Einen nicht un- 
wesentlichen Teil der Warenausfuhr stellen die ver- 
schiedenen Tatbestände des sogenannten Verbrin- 
gens von Waren über die Grenze dar (insbesondere 
Lieferung von Exportgegenständen im Ausland oder 
Errichtung von Anlagen im Ausland). Um die Aus- 
fuhrerschwerung wirksam zu gestalten, muß auch 
für die sogenannten Verbringungsfälle trotz der da- 
mit verbundenen Komplizierung für Wirtschaft und 
Verwaltung eine entsprechende Belastung einge- 
führt werden. Dies ist im AbsichG geschehen. 


dd) Vereinbarkeit mit den Umsatzsteuer-Richtlinien der EWG 

53 . Nach den beiden Richtlinien zur Harmonisie- 
rung der Umsatzsteuern, die der Ministerrat der 
EWG am 11. April 1967 angenommen hat (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften S. 1301/67 
und S. 1303/67), sind die Mitgliedstaaten verpflich- 
tet, bis spätestens zum 1. Januar 1970 ihr nationales 
Umsatzsteuerrecht auf das in den Richtlinien be- 
schriebene gemeinsame Mehrwertsteuersystem um- 
zustellen. Vom 1. Januar 1970 ab sind somit die 
Vorschriften der 1. und 2. Umsatzsteuer-Richtlinie 
maßgeblich für die Umsatzsteuer aller Mitgliedstaa- 
ten. Lediglich soweit in diesen Richtlinien Regelun- 
gen nicht getroffen sind (insbesondere hinsichtlich 
der Höhe der Steuersätze und des Ausmaßes der 
Steuerbefreiungen) oder den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit von Sonderregelungen ausdrücklich ein- 
geräumt worden ist, haben die nationalen Gesetz- 
geber noch Gestaltungsfreiheit. Vom Zeitpunkt der 
Aufhebung der Steuergrenzen ab — nach Harmoni- 
sierung der Steuersätze und -befreiungen, wofür 
gegenwärtig noch kein genauer Termin abzusehen 
ist — , dürfte jedoch die Gestaltung der Mehrwert- 
steuer im materiellen Sinne insgesamt auf die Ge- 
meinschaftsorgane übergehen. Ein Grenzausgleich 
wäre dann nur noch einheitlich gegenüber Dritt- 
ländern zu praktizieren. 

Spätestens in diesem Endstadium wäre ein einseiti- 
ger Einsatz der vereinheitlichten Mehrwertsteuer 
für Zwecke der außenwirtschaftlichen Absicherung 
eines einzelnen Mitgliedstaates nicht mehr möglich. 
Dies könnte dann nur noch von der Gemeinschaft 
und für alle Mitgliedstaaten insgesamt beschlossen 
werden. Solange umsatzsteuerliche Grenzen inner- 
halb der EWG fortbestehen, ist dagegen die natio- 
nale Veränderung dieser Steuer — • allerdings zu- 
lässig nur im Sinne einer Förderung der Importe 
oder Erschwerung der Exporte, vgl. Tz. 26 und 32 — 
noch möglich. Zu prüfen ist jedoch, inwieweit die 
schon in der Zwischenzeit verbindlichen Bestimmun- 
gen der 1. und 2. Richtlinie dieser Verwendung ent- 
gegenstehen. 

54 . Die genannten Richtlinien regeln im wesent- 
lichen nur den normalen Ablauf der Besteuerung 
unter dem gemeinsamen System. Obgleich in ihnen 
und in den dazugehörigen offiziellen Anmerkungen 


gelegentlich auch wirtschaftspolitische und speziell 
konjunkturpolitische Erwägungen Ausdruck finden, 
tritt der Gedanke der außenwirtschaftlichen Ab- 
sicherung mit Hilfe dieser Steuer nirgends in Er- 
scheinung. Dementsprechend sehen die sich auf den 
Grenzausgleich beziehenden Bestimmungen der 
2. Richtlinie lediglich das auch im deutschen Mehr- 
wertsteuergesetz enthaltene Normalverfahren vor: 
Gleicher Steuersatz für Einfuhren wie für entspre- 
chende Inlandslieferungen sowie Abzugsfähigkeit 
der bei der Einfuhr entrichteten Steuer als Vorsteuer 
und Steuerbefreiung für Exportlieferungen unter 
Einräumung des Vorsteuerabzugs. 

55 . Die 2. Richtlinie enthält zwar neben der Rege- 
lung der Normalbesteuerung eine Reihe von 
Sonderbestimmungen, die für verschiedene Tat- 
bestände — meist unter Konsultationsvorbehalt — 
Ausnahmen zulassen. Einige dieser Sonderbestim- 
mungen berühren mittelbar auch den grenzüber- 
schreitenden Warenverkehr. Dies gilt insbesondere 
für die Möglichkeit einer konjunkturell begründe- 
ten Einschränkung oder sogar Ausschließung des 
Vorsteuerabzugs bei Investitionsgütern (Nr. 23 des 
Anhangs A); aus ihr kann sich über den fehlenden 
Grenzausgleich der umsatzsteuerlichen Investitions- 
kosten auch eine mittelbare Exporterschwerung und 
Importerleichterung ergeben. Dennoch ist davon aus- 
zugehen, daß die Umsatzsteuer-Richtlinien die von 
ihnen erfaßten Tatbestände abschließend regeln und 
es mangels entsprechender Sonderbestimmungen 
ausschließen, daß die Mitgliedstaaten aus konjunk- 
turpolitischen Gründen Änderungen in der umsatz- 
steuerlichen Behandlung des grenzüberschreitenden 
Warenverkehrs vornehmen. 

56 . Die Richtlinien des Ministerrats sind allerdings 
kein unabänderliches Gemeinschaftsrecht. Auch die 
Umsatzsteuer-Richtlinien können geändert oder er- 
weitert werden. So könnte nach dem 1. Januar 1970 
bis zum Wegfall der Steuergrenzen den Mit- 
gliedstaaten allgemein oder einem einzelnen Mit- 
gliedstaat das Recht eingeräumt werden, im In- 
teresse der außenwirtschaftlichen Absicherung die 
Besteuerung des grenzüberschreitenden Warenver- 
kehrs im oben dargelegten Sinne zu verändern. 

In diesem Zusammenhang ist auch auf die Bestim- 
mungen des Artikels 103 EWG-Vertrag in bezug 
auf eine gemeinschaftsgerechte Konjunkturpolitik 
hinzuweisen. Hiernach kann der Rat auf Vorschlag 
der Kommission konjunkturpolitische Maßnahmen 
beschließen, die gegebenenfalls auch in frühere 
Richtlinien — wie z. B. die Umsatzsteuer-Richt- 
linien — eingreifen. 

57 . Angesichts der meist korrespondierenden In- 
teressenlage der übrigen Mitgliedsländer wird die 
von einem Mitgliedstaat zum Zwecke der außen- 
wirtschaftlichen Absicherung befristet vorgenom- 
mene umsatzsteuerliche Förderung der Importe bzw. 
Erschwerung der Exporte — auch wenn dies eine 
Abweichung von der 2. Richtlinie bedeutet — in 
aller Regel die Unterstützung der Gemeinschaft fin- 
den. 
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Ein solches einseitiges Abweichen von der mit den 
Umsatzsteuer-Richtlinien angestrebten steuerlichen 
Wettbewerbsneutralität könnte zwar u. U. als eine 
gewisse Beeinträchtigung der integrationspolitischen 
Zielsetzung der gemeinsamen Umsatzsteuer ange- 
sehen werden. Die mit einer vorübergehenden 
steuerlichen Maßnahme verfolgte außenwirtschaft- 
liche Absicherung würde jedoch eine Maßnahme 
darstellen, die Gefahren nicht nur für die eigene 
Volkswirtschaft, sondern auch für eine gleichge- 
wichtige Wirtschaftsentwicklung der Mitgliedstaaten 
beseitigen und damit eine notwendige Vorausset- 
zung für das weitere Zusammenwachsen der Ge- 
meinschaft schaffen würde. Auch über die Grenzen 
der EWG hinaus wäre gegebenenfalls die mit der 
Steuervariation angestrebte außenwirtschaftliche 
Absicherung als ein positiver Beitrag zur Entwick- 
lung des internationalen Handels zu werten. 

58 . Bei Zahlungsbilanzschwierigkeiten könnte auch 
die Schutzklausel der Artikel 108/109 EWG-Vertrag 
in Anspruch genommen werden, die ein Abweichen 
von den bestehenden EWG-Verpflichtungen ermög- 
licht. Bei plötzlichen Zahlungsbilanzkrisen können 
die Mitgliedstaaten zunächst auch autonom die er- 
forderlichen Maßnahmen treffen. Diese dürfen aber 
nur ein Mindestmaß an Störungen im Gemeinsamen 
Markt hervorrufen und das zur Behebung der plötz- 
lich aufgetretenen Schwierigkeit erforderliche Maß 
nicht überschreiten. In dem dadurch gegebenen Rah- 
men wäre selbst ein Abweichen von den sonstigen 
Vertragsbestimmungen zulässig. Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten eines Mitgliedstaates, die durch 
binnenwirtschaftliche Maßnahmen oder internatio- 
nale Koordination nicht behoben werden können, 
haben für das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes so schwerwiegende Folgen, daß auch die 
zeitweilige Durchbrechung der Regeln des Gemein- 
samen Marktes zur Wiederherstellung des Gleich- 
gewichts im längerfristigen Interesse aller Mitglied- 
staaten gerechtfertigt erscheinen kann. 


ee) Wirtschaftliche Probleme 

59 . In besonderen Konjunktursituationen der Ver- 
gangenheit — insbesondere 1960 und 1964 — sowie 
im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Bera- 
tung des StWG in den Jahren 1966 und 1967 ist 
eine Änderung der umsatzsteuerlichen Behandlung 
des grenzüberschreitenden Warenverkehrs als kon- 
junkturpolitisches Instrument bereits mehrfach erör- 
tert worden. Ausgangsbasis war dabei das damalige 
System der Brutto-Allphasenumsatzsteuer. Durch 
den Systemwechsel zur Mehrwertsteuer sind einige 
seinerzeit erhobene bedeutsame wirtschafts-, insbe- 
sondere wettbewerbspolitische Einwendungen ge- 
gen ein solches Instrument in den Hintergrund 
getreten oder weggefallen. Dies gilt vor allem für 
den Einwand, daß die aus verschiedenen Gründen 
stark unterschiedlichen Regelungen des damaligen 
Grenzausgleichs keinen sachgemäßen und letztlich 
sogar einen unzulässigen Maßstab für einen so mas- 
siven konjunkturpolitischen Eingriff abgäben. 
Solche unterschiedlichen Regelungen und Wirkun- 


gen — z. B. völlige Freistellung der Freilistenwaren 
von der Umsatzausgleichsteuer, unvollkommene 
und dadurch wettbewerbsverfälschende Ausgleich- 
steuersätze oder die unterschiedlichen Kostenwir- 
kungen bei den Unternehmen je nach Integrations- 
grad — gibt es bei der Mehrwertsteuer nicht mehr. 

Das typische Systemmerkmal der neuen Umsatz- 
steuer — Wettbewerbsneutralität nach innen und 
außen — führt jedoch dazu, daß die auch bisher 
schon geltend gemachten grundsätzlichen wett- 
bewerbspolitischen und steuersystematischen Be- 
denken gegen derartige Maßnahmen verstärkt vor- 
gebracht werden. Diese gewichtigen Bedenken kön- 
nen nur dann zurückgestellt werden, wenn die 
Interessen des Gemeinwohls in der konkreten, 
außergewöhnlichen wirtschaftlichen Situation die 
Durchführung solcher Maßnahmen unbedingt erfor- 
dern. Diese Voraussetzungen waren vor dem Erlaß 
des Absicherungsgesetzes gegeben. 

60 . Die Begünstigung der Einfuhr und Belastung 
der Ausfuhr wird den angestrebten Mengeneffekt in 
solchen Warenbereichen erzielen, in denen eine 
ausreichende Preiselastizität der Nachfrage vorhan- 
den ist. Bei zu geringer Preiselastizität würde bei- 
spielsweise eine Importsubventionierung mit der 
damit geschaffenen Möglichkeit von Preissenkun- 
gen zu keiner Einfuhrsteigerung, sondern unmittel- 
bar nur zu finanziellen Vorteilen beim Importeur 
oder, falls der Vorteil weitergegeben wird, 
zu Preissenkungen in den nachfolgenden Stufen 
führen. Aber auch Preissenkungen ohne unmittel- 
baren mengenmäßigen Effekt können preis- und 
wettbewerbspolitisch wünschenswert sein. Für die 
Aiisfuhrseite können diese Gesichtspunkte entspre- 
chend gelten, 

Insbesondere bei befristeten steuerlichen Maßnah- 
men kann ein Mengeneffekt trotz ungenügender 
Preiselastizität der Endnachfrage auch dadurch ein- 
treten, daß zeitliche Dispositionsänderungen — etwa 
bei der Vorratshaltung der Importeure oder bei den 
Auftragserteilungen aus dem Ausland — vorgenom- 
men werden. Eine selektive Gestaltung der Maß- 
nahmen im Hinblick auf unterschiedliche Preiselasti- 
zitäten ist mithin nicht zwingend erforderlich. 

61 . Ein selektives Vorgehen könnte aber aus ande- 
ren, insbesondere strukturpolitischen Gründen 
erwägenswert erscheinen. Es könnte in diesem Zu- 
sammenhang überhaupt als ein besonderer Vorzug 
von umsatzsteuerlichen Maßnahmen zur Förderung 
der Einfuhr und Erschwerung der Ausfuhr ange- 
sehen werden, daß sie nicht von vornherein — ab- 
weichend von der automatisch unterschiedslosen 
Wirkung einer Wechselkursänderung — auf sämt- 
liche Warenbereiche angewendet werden müssen. 
Die nähere Prüfung ergibt jedoch — abgesehen von 
der grundsätzlichen Problematik eines selektiven 
Vorgehens in einer Marktwirtschaft — erhebliche 
Bedenken gegen Differenzierungen auch dieser Art. 

Eine Differenzierung nach regionalen Merkmalen 
innerhalb der Bundesrepublik — etwa durch Son- 
derbehandlung des Zonenrandgebietes — muß 
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schon an der dann notwendig werdenden Einfüh- 
rung von Steuergrenzen innerhalb des Bundesgebie- 
tes — steuerlicher Grenzausgleich zwischen begün- 
stigten und nicht begünstigten Regionen — schei- 
tern. 

Eine sektorale Differenzierung könnte nicht nach 
Wirtschaftszweigen, sondern allein nach Waren- 
bereichen vorgenommen werden. Auch hier würden 
vielfältige ökonomische und technische Abgren- 
zungsprobleme — z. B. Abgrenzung nach Verarbei- 
tungsgrad oder nach Materialanteil — einschließlich 
der wettbewerblichen Substitutionsprobleme auftre- 
ten. Ferner ist auch hier das vertragliche Verbot 
einer steuerlichen Exportförderung zu beachten, das 
z. B. einer isolierten Importförderung, die auch als 
mittelbare Exportsubvention im Falle der Wieder- 
ausfuhr wirken könnte, entgegensteht (vgl. Tz. 50). 
Demnach wäre eine Ausnahmebehandlung einzelner 
Waren auf der Exportseite bei gleichzeitiger Import- 
begünstigung dieser Waren oder ihrer Vormate- 
rialien nicht zulässig. Im AbsichG wurde aus den 
dargelegten Gründen ■ — und um der währungs- und 
stabilitätspolitischen Zielsetzung möglichst weit- 
gehend gerecht zu werden — nur eine sektorale 
Ausnahmeregelung für Waren der landwirtschaft- 
lichen Marktordnungen der EWG, und zwar ein- 
heitlich für die Ein- und Ausfuhr, getroffen. 

62 . Auch die Frage einer ländermäßigen Differen- 
zierung zur Erreichung der größtmöglichen außen- 
wirtschaftlichen Effizienz ist hier anzusprechen. 
Theoretisch käme eine Differenzierung nach einzel- 
nen Staaten oder auch nach Staatengruppen in Be- 
tracht. Ohne näheres Eingehen auf diesen Problem- 
bereich ist als Prüfungsergebnis festzuhalten, daß 
derartige Differenzierungen — ganz abgesehen von 
den verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten (Ur- 
sprungszeugnisse) — auf so schwere politische und 
rechtliche Bedenken — auch unter den Gesichts- 
punkten des GATT — stoßen, daß sie in aller Regel 
ausscheiden dürften. 

63 . Ein weiteres Problem könnte in dem Umstand 
gesehen werden, daß jede Datenänderung der be- 
handelten Art sowohl im Inland als auch im Aus- 
land zugleich eine Änderung der unternehmerischen 
Dispositionsgrundlagen bedeutet. Die Unternehmen 
haben jedoch laufend Datenänderungen der ver- 
schiedensten Art zu bewältigen; im übrigen dienen 
die Maßnahmen der außenwirtschaftlichen Absiche- 
rung dazu, andere Unsicherheitsfaktoren für die 
Wirtschaft zu beseitigen. 

64 . Es ist ferner darauf hinzuweisen, daß im Falle 
steuerlicher Maßnahmen zur Einwirkung auf den 
grenzüberschreitenden Warenverkehr die betrof- 
fenen Unternehmen und Wirtschaftszweige sich letz- 
lich an die neu geschaffenen Wettbewerbsdaten in 
irgendeiner Weise anpassen werden. Wenn die so 
geschaffene Wettbewerbssituation genügend lange 
anhält, ist die Anpassung an diese Datenänderung 
erfolgt. Dies gilt auch für die Einstellung des Aus- 
lands. Steuerpolitisch sowie integrationspolitisch 
muß — nicht zuletzt auch im Hinblick auf die oben 


angeführten maßgeblichen Besteuerungsprinzipien 
— jedoch angestrebt werden, baldmöglichst wieder 
zur „Normalbesteuerung" zurückzukehren. Von der 
zwischenzeitlich geschaffenen Basis aus betrachtet, 
kann eine solche Rückkehr in außenwirtschaftlicher 
Hinsicht wieder neue — umgekehrte — Effekte 
auslösen. Diese Zusammenhänge hat die Wirt- 
schaftspolitik jeweils gebührend zu berücksichtigen. 

65 . Der bei allen konjunkturpolitischen Maßnah- 
men meist außerordentlich bedeutsame Ankündi- 
gungseffekt muß auch hei umsatzsteuerlichen Maß- 
nahmen zur Einwirkung auf den grenzüberschreiten- 
den Warenverkehr besonders beachtet werden. Bei 
Maßnahmen zur Erschwerung der Ausfuhr und För- 
derung der Einfuhr, wie sie aus den oben dargeleg- 
ten Gründen allein in Betracht kommen, müssen die 
Änderungen möglichst ohne jede Ankündigung um- 
gehend in Kraft gesetzt werden können. Andernfalls 
wären unerwünschte außenwirtschaftliche Reaktio- 
nen in Form einer „Torschlußpanik" bei den Aus- 
fuhren — außerordentliche Verstärkung des Exports 
bis zur Entscheidung über das Vorhaben — und um- 
gekehrt eine weitgehende Zurückhaltung bei den 
Einfuhren zu erv/arten. Zur Vermeidung solcher un- 
erwünschter Auswirkungen könnte für den Fall, daß 
Einwirkungsmaßnahmen der genannten Art zu den 
erforderlichenfalls mehrfach zu benutzenden wirt- 
schaftspolitischen Instrumenten gehören sollen, eine 
gesetzliche Ermächtigung an die Bundesregierung 
zum sofortigen Erlaß von entsprechenden Rechts- 
verordnungen erteilt werden. Für eine solche Er- 
mächtigung mit Wahrung der Entscheidungsmöglich- 
keiten des Gesetzgebers böte sich als Modell die 
Vorschrift des § 51 Abs. 2 Einkommensteuergesetz — 
Ermächtigung zur befristeten Reduzierung der Ab- 
schreibungen bei neuen Investitionen — an. Müs- 
sen solche Maßnahmen ohne Vorhandensein einer 
Ermächtigung der Bundesregierung ergriffen wer- 
den, so ist ein möglichst rasches Gesetzgebungsver- 
fahren — wie es beim Erlaß des AbsichG eingeschla- 
gen wurde — notwendig. 

66. Mit einer möglichst ankündigungs- und auch 
übergangslosen Inkraftsetzung der Maßnahmen sind 
zwangsläufig Erschwernisse für die betroffenen 
Unternehmen verbunden. Auf der Einfuhrseite tritt 
durch die steuerliche Subventionierung der neu ge- 
tätigten Einfuhren eine entsprechende Wertminde- 
rung bei den auf Lager befindlichen und zur Wei- 
terveräußerung bestimmten Waren gleicher Art ein. 
Das daraus sich ergebende Erschwernis ist jedoch 
schon dadurch begrenzt, daß die betroffenen Unter- 
nehmen meistens auch die unmittelbar Begünstigten 
aus der neuen Importsubvention sein werden; im 
übrigen wird bei befristeten Maßnahmen ein ent- 
sprechend umgekehrter Effekt nach Ablauf der Be- 
fristung eintreten. 

67 . Ökonomisch bedeutungsvoller sind die Über- 
gangsprobleme auf der Ausfuhrseite. Es handelt sich 
um die Wirkungen bei den sog. Altkontrakten, d. h, 
bei den Verträgen, die am Einführungsstichtag der 
Ausfuhrbelastung bereits verbindlich mit festen 
Preisabsprachen abgeschlossen, aber noch nicht er- 
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füllt sind. Eine verfassungsrechtlich unzulässige 
Rückwirkung der Maßnahme liegt in diesen Fällen 
nicht vor. Die Steuer knüpft nicht an den zurücklie- 
genden Vertragsabschluß, sondern an die zukünftige 
Bewirkung der Ausfuhr an. Nach der Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts kann dem Bür- 
ger keine Garantie gegenüber Änderungen von 
Währungs-, Zoll- und Steuergesetzen eingeräumt 
werden. Der Vertrauensschutz des Einzelnen muß 
auch bei Steuergesetzen erforderlichenfalls gegen- 
über den Interessen des Gemeinwohls zurückstehen 
können, vgl. dazu auch Tz. 10 ff. 

Eine völlige Freistellung der Altkontrakte ist von 
vornherein dann äußerst problematisch, wenn — 
wie dies im Absicherungsgesetz geschehen ist — 
neben der Exportbelastung auch eine steuerliche 
Importsubvention eingeführt wird. In diesem Fall 
ist eine möglichst enge zeitliche Übereinstimmung 
von Importbegünstigung und Exportbelastung not- 
wendig. Andernfalls würde der Vorwurf eines Ver- 
stoßes gegen das in internationalen Verträgen nie- 
dergelegte Verbot einer steuerlichen Exportsubven- 
tionierung erhoben werden können, da subventio- 
nierte Importgüter wieder für den Export verwendet 
werden könnten, vgl. dazu Tz. 50. 

Hinzu kommt — auch bei etwaiger isolierter Export- 
belastung — eine kaum zu bannende Umgehungs- 
gefahr durch die Möglichkeit unkorrekter Zugrunde- 
legung eines Vertragsabschlusses vor dem entschei- 
denden Stichtag. Es wäre nämlich kaum zulässig, für 
den Nachweis eines zurückliegenden Vertragsab- 
schlusses nachträglich besondere Formvoraussetzun- 
gen — etwa Schriftform und zusätzliche Nachweise 
für die Korrektheit des Datums — aufzustellen. Es 
würden sich somit für Wirtschaft und Verwaltung 
schwierige und vielfach unlösbare Kontrollprobleme 
ergeben. Gesetzliche Maßnahmen, deren Umge- 
hung nicht verhindert werden kann, büßen jedoch 
nicht nur an Wirksamkeit ein, sie sind auch rechts- 
politisch nicht vertretbar. 

Schließlich würde eine generelle Freistellung der 
Altverträge in Anbetracht ihres großen Volumens 
die angestrebte Absicherungswirkung nach außen 
und nach innen — teils unmittelbar, teils mittelbar — 
zumindest entsprechend verzögern. Eine solche Ver- 
zögerung könnte je nach währungs- und konjunktur- 
politischer Situation die Wirksamkeit der gesamten 
Maßnahme in Frage stellen. Im AbsichG führten die 
dargelegten Gesichtspunkte zur grundsätzlichen Ein- 
beziehung der Altverträge mit einer nur beschränk- 
ten Übergangs- und Billigkeitsregelung. 


68. Zusammenfassend ist festzustellen, daß auch 
eine Reihe wirtschaftlicher Probleme mit einer um- 
satzsteuerlichen Einwirkung auf den grenzüber- 
schreitenden Warenverkehr zum Zwecke der außen- 
wirtschaftlichen Absicherung verbunden ist. Die 
Frage, ob in einer konkreten außenwirtschaftlichen 
Situation diese Probleme die umsatzsteuerlichen 
Maßnahmen verwehren oder nicht, muß jeweils nach 
den gegebenen Verhältnissen geprüft und entschie- 
den werden. 


b) Spezielle Verbrauchsteuern 

69 . Für den Grenzausgleich bei den speziellen Ver- 
brauchsteuern gelten international die gleichen Prin- 
zipien wie für die neben diesen Steuern erhobene 
Umsatzsteuer. Nachdem der Grenzausgleich bei allen 
speziellen Verbrauchsteuern grundsätzlich exakt ist 
— die international zulässigen Höchstgrenzen also 
ausgenutzt sind — , kommt ebenso wie bei der Um- 
satzsteuer zum Zwecke der außenwirtschaftlichen 
Absicherung nur eine Maßnahme im Sinne einer 
Erleichterung des Imports und einer Erschwerung 
des Exports in Betracht. Die weitere Prüfung ergibt 
folgendes: 

Von vornherein können die „kleinen" Verbrauch- 
steuern aus der Betrachtung ausgeschlossen wer- 
den. Der Umfang des von ihnen betroffenen grenz- 
überschreitenden Warenverkehrs ist für die Frage 
einer außenwirtschaftlichen Absicherung in jedemi 
Falle bedeutungslos. Aus dem Kreis der größeren 
Verbrauchsteuern können aus dem nämlichen Grund 
die Biersteuer und die Branntweinsteuer ausgeschie- 
den werden. 

70 . Es verbleiben somit als wesentlichere Ansatz- 
punkte für die außenwirtschaftliche Absicherung nur 
die Verbrauchsteuern auf Mineralöl, Tabak und 
Kaffee; auf dem Gebiete des Mineralöls ist durch 
die sogenannte Heizölsteuer bereits eine steuerliche 
Beeinflussung des Imports — wenn auch nicht zur 
außenwirtschaftlichen Absicherung — vorgenommen 
worden. Die Ein- und Ausfuhrwerte für die Roh- 
stoffe und Fertigprodukte, auf die sich diese drei 
Verbrauchsteuern beziehen, stellten sich in den ver- 
gangenen Jahren wie folgt dar (jeweils in Millio- 
nen DM) : 




1 Einfuhr 

1 Ausfuhr 

Mineralöl 

1965 

5 063 

829 


1966 

5 608 

917 


1967 

6 572 

1 003 

Tabak 

1965 

768 

87 


1966 

850 

101 


1967 

874 

124 

Kaffee 

1965 

1 149 

16 


1966 

1 139 

34 


1967 

1 020 

48 


In allen drei Gruppen spielt somit die Ausfuhr 
eine verhältnismäßig geringe Rolle, die Einfuhr- 
werte stellen dagegen — insbesondere bei Mineral- 
öl — nicht unbedeutende Positionen in der Außen- 
handelsbilanz dar. Das überragende Gewicht der 
Einfuhr ergibt sich aus der Tatsache, daß entweder 
eine vollständige (Kaffee) oder doch eine völlig 
überwiegende Importabhängigkeit (Mineralöl und 
Tabak) auf der Rohstoffseite besteht. 
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71 . Die starke Importabhängigkeit könnte es zu- 
nächst nahelegen, diese speziellen Verbrauchsteuern 
trotz ihres jeweils nur partiellen Wirkungsbereichs 
als Instrument der außenwirtschaftlichen Absiche- 
rung im Sinne einer Importförderung in Erwägung 
zu ziehen, sei es etwa durch eine Veränderung des 
Grenzausgleichs in der Weise, daß die Importwaren 
geringer als inländische Waren belastet würden, 
oder durch eine generelle Änderung der Steuersätze 
im Inland und entsprechend im Grenzausgleich, um 
hierdurch mittelbar das Importvolumen zu beein- 
flussen. Wesentliche Gründe — wobei auf die bei 
einer Änderung des Grenzausgleichs bedeutsame 
Frage etwaiger struktureller Gefahren gar nicht ein- 
gegangen werden soll • — ■ sprechen jedoch dagegen. 
Vor allem weist die Nachfrage nach den von diesen 
Steuern erfaßten Produkten nur eine relativ geringe 
Preiselastizität auf, so daß durch derartige Maß- 
nahmen kurzfristig keine ins Gewicht fallende Ver- 
brauchsanregung erreicht werden kann. Es könnte 
bei befristeten Maßnahmen zwar ein gewisser Men- 
geneffekt über eine Änderung der Vorratsdispositio- 
nen der Unternehmen erwartet werden. Dieser 
Effekt kann jedoch auf den hier in Betracht kom- 
menden Warengebieten ein begrenztes Ausmaß 
kaum überschreiten — teils wegen nicht kurzfristig 
vermehrbarer Lagerhaltungskapazitäten, teils auch 
wegen saisonaler Marktgegebenheiten. Zu berück- 
sichtigen ist ferner, daß die in Frage kommenden 
Produkte auch von einer etwaigen allgemeinen um- 
satzsteuerlichen Äbsicherungsmaßnahme erfaßt 
würden. 


c) „Direkte“ Steuern 
aa) Allgemeines 

72 . Wie in Tz. 18 ff. dargelegt, sind nach den inter- 
nationalen Regeln bei den nicht warenbezogenen 
Steuern steuerliche Grenzausgleiche letztlich nicht 
zugelassen. Auch soweit also im Ursprungsland er- 
hobene „direkte'' Steuern in den Preis der herge- 
stellten Waren eingegangen sein sollten, werden 
die Waren beim Export von diesen Steuern nicht 
entlastet. Entsprechend findet auch bei der Einfuhr 
keine Belastung mit „direkten" Steuern statt. Den- 
noch gibt es auch im Bereich der nicht warenbezoge- 
nen Steuern technische Möglichkeiten zur Einwir- 
kung auf den grenzüberschreitenden Warenverkehr, 
wie z. B. das für die Anregung des Exports bereits 
erwähnte deutsche Ausfuhrförderungsgesetz von 
1951 (Tz. 24) anschaulich zeigt. Nach den maßgeb- 
lichen internationalen Bestimmungen kommen aller- 
dings auch im Rahmen der „direkten" Besteuerung 
heute grundsätzlich nur Maßnahmen im Sinne der 
Importförderung oder Exporterschwerung in Be- 
tracht. 

Als technische Methoden zur Beeinflussung des 
grenzüberschreitenden Warenverkehrs bei den „di- 
rekten" Steuern sind zu untersuchen: 

Ungünstigere bzw. günstigere Behandlung der tat- 
sächlichen Export- bzw. Importgewinne, 


Veränderung der Steuerbemessungsgrundlage 

durch Hinzurechnungs- oder Abzugsposten bzw. 

Abzüge von der Steuerschuld oder Zulagen, 

Bewertungsänderungen. 

bb) Erschwerung der Ausfuhr 

73 . Für eine Erschwerung des Exports kommt letzt- 
lich keine der genannten Methoden in Betracht. Eine 
ungünstigere Behandlung des tatsächlichen Export- 
gewinns scheitert schon daran, daß dieser nicht zu 
den Betriebsergebnissen gehört, die von den Unter- 
nehmen auf Grund verbindlicher Bestimmungen 
ermittelt werden müssen. Die korrekte Ermittlung 
solcher Gewinnteile nach den notwendigen einheit- 
lichen Maßstäben wäre auch außerordentlich schwie- 
rig und für eine Vielzahl der Exportunternehmen 
kaum zumutbar. Eine pauschale Ermittlung — etwa 
nach dem Verhältnis der Umsatzanteile — könnte 
zu willkürlichen Ergebnissen führen, die schon aus 
rechtlichen Gründen nicht zur Basis für eine höhere 
steuerliche Belastung gemacht werden dürften. Im 
übrigen erscheint es grundsätzlich als fraglich, ob 
unser nach der Leistungsfähigkeit ausgerichtetes 
System der einheitlichen Einkommensbesteuerung 
eine Höherbelastung einzelner Einkommensteile ge- 
genüber der Normalbelastung zuläßt. Auch eine zu- 
sätzliche Belastung der Exporteure durch obligato- 
rische Hinzurechnung zur Bemessungsgrundlage 
muß wegen der rechtlichen Problematik ebenso aus- 
scheiden wie ein Bewertungszuschlag bei zum Ex- 
port bestimmten Gütern. 

cc) Erleichterung der Einfuhr 

74 . Eine günstigere steuerliche Behandlung des 
tatsächlichen Importgewinns scheidet schon wegen 
der dargelegten Feststellungsschwierigkeiten aus. 
Auch hier erscheint es grundsätzlich als fraglich, ob 
unser einheitliches Einkommensteuersystem eine 
Sonderbehandlung einzelner Einkommensteile ge- 
genüber der Normalbesteuerung zuließe. Im übrigen 
könnte die mit einer speziellen Begünstigung des 
Importgewinns verbundene Nebenwirkung auf den 
Importeur — Streben nach Erhöhung des Import- 
gewinns aus steuerlichen Gründen — der erwünsch- 
ten Weitergabe des Steuervorteils im Wege stehen. 

Dagegen bedarf die Methode einer steuermindern- 
den Einwirkung auf die Bemessungsgrundlage einer 
näheren Prüfung. Als Modell kann das frühere Aus- 
fuhrförderungsgesetz (vgl. Tz. 24) in Betracht ge- 
zogen werden. Nach dessen §§ 3 und 4 konnten die 
exportierenden Unternehmen eine steuerfreie und 
in den zehn folgenden Wirtschaftsjahren gleich- 
mäßig aufzulösende Rücklage bilden sowie zusätz- 
lich bei der Gewinnermittlung einen bestimmten Be- 
trag absetzen. Maßstab für Rücklage und absetz- 
baren Betrag war das durch die Ausfuhr verein- 
nahmte Entgelt (Rücklage und absetzbarer Betrag 
in der Höhe jeweils gestaffelt bis zu 3 V 2 v. H. des 
Entgelts). Diese Methode könnte auch auf eine Be- 
günstigung der Einfuhr umgestellt werden. In Höhe 
eines festzulegenden Hundertsatzes vom Einkaufs- 
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wert der Importware könnte dem importierenden 
Unternehmen sowohl die Bildung einer in einem be- 
stimmten Rhythmus aufzulösenden steuerlichen 
Rücklage als auch ein Abzug vom Gewinn gestattet 
werden. Für den Begriff der Einfuhr wären die um- 
satzsteuerlichen Bestimmungen maßgebend. Um die 
Zahlungsbilanzwirkung unmittelbar anzustreben, 
könnte dabei erwogen werden, alternativ auf die 
Entrichtung des Kaufpreises abzustellen, so wie 
beim Ausfuhrförderungsgesetz die Vereinnahmung 
der Exporterlöse maßgeblich war. 

Diese aus dem früheren Ausfuhrförderungsgesetz 
abgeleitete Begünstigungsmethode könnte entspre- 
chend den neueren Erkenntnissen über die Gestal- 
tung steuerlicher Begünstigungen noch in der Weise 
weiter entwickelt werden, daß anstelle eines ab- 
setzbaren Betrags vom Gewinn ein Abzug von der 
Steuerschuld (Modell: § 32 Kohlegesetz) oder eine 
Zulage (Modell: § 19 Berlinhilfe-Gesetz) vorgesehen 
wird. Eine solche Weiterentwicklung würde insbe- 
sondere die Begünstigungswirkung von der Steuer- 
progression lösen und damit die angestrebte Import- 
subvention für alle Unternehmen gleichmäßig ge- 
stalten. 

75 . Die einkommensteuerliche Bewertungserleich- 
terung ist eine in unserem Steuerrecht bereits seit 
längerem verwandte Methode zur Anregung der 
Lagerhaltung, vgl. den Bewertungsabschlag für Im- 
portwaren des volkswirtschaftlich vordringlichen Be- 
darfs gemäß § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe m Doppel- 
buchstabe bb EStG. Die Frage, ob sich dieser Bewer- 
tungsabschlag als ein wirksames Mittel für eine an- 
dauernd verstärkte Lagerhaltung der begünstigten 
Einfuhrwaren und damit auch für eine in gewissem 
Umfang verstärkte Einfuhr bewährt hat, ist aller- 
dings ganz eindeutig zu beantworten. Die Bundesre- 
gierung hat dazu in ihrer Begründung des Entwurfs 
des Dritten Steueränderungsgesetzes 1967 (Druck- 
sache V/2185), der den — seinerzeitauchangenomme- 
nen — Vorschlag einer Verlängerung der Befristung 
des Bewertungsabschlags um ein Jahr bis 31. Dezem- 
ber 1968 enthielt, ausgeführt, es habe sich gezeigt, 
daß die Steuervergünstigung eine erhöhte Vorrats- 
haltung unmittelbar nur am Bilanzstichtag fördere 
und die Vorschrift auch in steuertechnischer Flinsicht 
schwierig anzuwenden sei. Dieser Kritik ist die 
Wirtschaft inzwischen entgegengetreten. Die Bun- 
desregierung hat nunmehr den gesetzgebenden Kör- 
perschaften erneut eine befristete Verlängerung 
vorgeschlagen. 

76 . Für eine etwaige Verwendung des Bewertungs- 
abschlags als Instrument der außenwirtschaftlichen 
Absicherung ist die Problemstellung nicht ganz die 
gleiche wie für die nachhaltige Förderung der Lager- 
haltung. Die außenwirtschaftliche Absicherung ver- 
langt nicht unbedingt und immer, daß die ange- 
strebte Veränderung einer bestimmten Zahlungs- 
bilanzposition — ■ wie etwa der Wareneinfuhr ■ — 
Dauercharakter habe. Das Ziel der außenwirtschaft- 
lichen Absicherung könnte in einer konkreten wirt- 
schaftlichen Situation möglicherweise auch durch 
eine nur vorübergehende Veränderung erreichbar 
sein. Die Wirkungsmöglichkeiten eines erweiterten 


Bewertungsabschlags in Richtung einer außenwirt- 
schaftlichen Absicherung werden jedoch dadurch 
beschränkt, daß der Steuervorteil nicht von der Ein- 
fuhr selbst, sondern vom Lagerbestand an den be- 
günstigten Einfuhrgütern am Bilanzstichtag abhängig 
ist. Es können also praktisch nur der Lagerhaltung 
zugängliche Importwaren angesprochen werden und 
auch nur bezüglich des Lagerbestandes an einem 
bestimmten Tag im Jahr (meist Jahresende). Es 
kommt hinzu, daß der Vorteil nur in einer Steuer- 
verlagerung besteht und auch von der Gewinn- 
situation des Unternehmens sowie dem anzuwen- 
denden Steiiertarif abhängig ist. Insgesamt dürfte 
der einfuhrfördernde Effekt des Bewertungsab- 
schlags nur gering zu veranschlagen sein. 

dd) Wirtschaftliche Probleme 

77 . Die wirtschaftliche Problematik, die mit Ein- 
fuhrbegünstigungen bei den „direkten" Steuern ver- 
bunden ist, deckt sich in vielem mit derjenigen einer 
entsprechenden Variierimg der umsatzsteuerlichen 
Maßnahme, vgl. Tz. 59 ff. Dies gilt sowohl für Ein- 
fuhrrücklage, abziehbaren Gewinnbetrag, Abzug von 
der Steuerschuld oder Zulage als auch für den Be- 
wertungsabschlag. Nachdem der Bewertungsabschlag 
jedoch wegen seiner dargelegten begrenzten Wir- 
kungsmöglichkeiten als Instrument der außenwirt- 
schaftlichen Absicherung regelmäßig nicht in nähere 
Erwägung gezogen werden dürfte, sollen vor allem 
die wirtschaftlichen Fragen bei Anwendung der 
übrigen möglichen Methoden — auch im Vergleich 
zur umsatzsteuerlichen Einfuhrsubventionierung — 
kurz näher angesprochen werden. 

78 . Die Selektionsprobleme — insbesondere unter 
den Gesichtspunkten Preiselastizität und Struktur- 
politik — sind im allgemeinen die gleichen wie bei 
einer umsatzsteuerlichen Maßnahme. Entsprechendes 
gilt für die Probleme der Anpassung an die Daten- 
veränderungen in In- und Ausland sowie für die 
Gefahr des sogenannten Abwarteeffekts. Schließlich 
müßte auch bei einkommensteuerlicherBegünstigung 
grundsätzlich Vorsorge dafür getragen werden, daß 
die Einfuhrsubvention nicht durch mißbräuchliche 
Umleitung der Importgüter durch Deutschland oder 
durch Wiederausfuhr in gleichem oder verändertem 
Zustand zu einer unerwünschten und unzulässigen 
Exportvergünstigung wird; hieraus würden sich aber 
beträchtliche — bei der Wiederausfuhr nach Ver- 
arbeitung sogar kaum lösbare — Nachweis- und 
Kontrollschwierigkeiten für Wirtschaft und Verwal- 
tung ergeben, vgl. Tz. 50. 

79 . Die einkommensteuerliche Einfuhrsubvention 
wäre, da sie gänzlich außerhalb des steuerlichen 
Grenzausgleichs stünde, international — auch über 
die EWG hinaus — wohl weniger problematisch als 
eine umsatzsteuerliche Maßnahme. Sie wäre auch 
nach Wegfall der Umsatzsteuergrenzen noch ver- 
wendbar. Andererseits könnte sie aus den unter 
Tz. 73 dargelegten Gründen keine Ergänzung durch 
eine oinkommensteuerliche Ausfuhrerschwerung fin- 
den, so daß von vornherein nur ein wesentlich ge- 
ringeres Außenhandelsvolumen erfaßt werden 
könnte. 
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80 . Die Wahrscheinlichkeit, daß die Subvention I 
über die begünstigten Importeure hinaus „durch- 
schlägt", dürfte bei einer einkommensteuerlichen 
Maßnahme nicht unbeträchtlich geringer sein als bei 
einer unmittelbar warenbezogenen Umsatzsteuer- 
subvention. Eine Subvention, die ohne jeden son- 
stigen erwünschten Effekt lediglich zu einer Erhö- 
hung der Gewinne der Importeure führt, müßte als 
eine wenig sinnvolle Maßnahme angesehen werden. 
Nur die einigermaßen kalkulierbaren Wirkungen 
der Methode des Abzugs von der Steuer und — noch 
besser — der Zulagenmethode würden sich der 
Wirkung der Umsatzsteuersubvention nähern kön- 
nen. Es verbliebe aber auch dann noch der — an- 
gesichts der Bedeutung des Zeitfaktors für Mcjß- 
nahmen der außenwirtschaftlichen Absicherung — 
sehr beachtliche Unterschied, daß die Umsatzsteuer- 
subvention umgehend, die einkommensteuerliche 
Subvention jedoch meist erst im Rahmen der näch- 
sten Jahresveranlagung vom Fiskus zur Verfügung 
gestellt wird. 


Vli. Steuerliche Möglichkeiten zur Einwirkung 
auf den Dienstleistungsverkehr 

a) Allgemeines 

81 . Der Sammelbegriff Dienstleistungen - — häufig 
wird auch die Bezeichnung „unsichtbare Zahlungs- 
bilanzposten" verwandt umfaßt eine Reihe we- 
sensmäßig sehr verschiedener Leistungen. Unter 
ihnen kann von vornherein nur ein Teil, nämlich 
der internationale Reiseverkehr, die internationalen 
Transportleistungen und die Kapitalerträge, grund- 
sätzlich für steuerliche Maßnahmen der außenwirt- 
schaftlichen Absicherung in Betracht kommen. An- 
dere, im Rahmen der Zahlungsbilanz ebenfalls nicht 
unwichtige Posten wie Versicherungen, Provisio- 
nen, Werbe- und Messekosten, Lizenzen und Pa- 
tente, Bauleistungen usw. bieten dagegen kaum ge- 
eignete Ansatzpunkte für kurzfristig wirkende 
steuerliche Maßnahmen und sollen daher im folgen- 
den ausgeklamimert werden. 

Obgleich die hier näher zu untersuchenden Leistun- 
gen jeweils nicht unbedeutende Beträge in Einnah- 
men und Ausgaben umfassen, ist doch ihr Anteil 
an der Zahlungsbilanz im Vergleich zu dem über- 
ragenden Anteil des grenzüberschreitenden Waren- 
verkehrs nur gering (vgl. Anhang Tabelle 1). Als 
entsprechend beschränkt muß schon aus diesem 
Größenverhältnis heraus die Eignung dieser Zah- 
lungsbiianzposten als Ansatzpunkte der außenwirt- 
schaftlichen Absidierung eingeschätzt werden, wenn- 
gleich auch ihnen je nach der Wirtschaftslage u. U. 
eine über das reine Zahlenverhältnis weit hinaus- 
gehende Bedeutung zukommen kann. 

b) Internationaler Reiseverkehr 

82 . Dieser Bereich umfaßt mit Ausgaben in Höhe 
von 5,8 Mrd. DM und Einnahmen von 3,1 Mrd. DM 
im Jahresdurchschnitt 1965 bis 1967 nicht unerheb- 
liche Beträge. Auch kann davon ausgegangen wer- 


den, daß es beim internationalen Reiseverkehr — 
insbesondere bei Touristenreisen — um Ausgaben 
für einen relativ elastischen Bedarf handelt. Theore- 
tisch wäre hier demnach durchaus ein Ansatzpunkt 
für vorübergehende staatliche Maßnahmen im Sinne 
der außenwirtschaftlichen Absicherung gegeben. So 
wäre es denkbar, ausländischen Touristen in der 
Bundesrepublik etwa im Rahmen der Verbrauchs- 
besteuerung (Umsatzsteuer oder spezielle Ver- 
brauchsteuern) besondere Vergünstigungen einzu- 
räumen, um Reisen von Ausländern in die Bundes- 
republik attraktiver zu machen. Soweit Touristen im 
Inland gekaafte Waren ins Ausland verbringen, fällt 
jedoch nach geltendem Recht bei entsprechendem 
Ausfuhrnachweis keine Mehrwertsteuer an; Maß- 
nahmen bei den speziellen Verbrauchsteuern schei- 
den schon wegen des zu geringen Wirkungsbereichs 
aus. Der Gedanke, auch noch die von Ausländern im 
Inland verbrauchten Waren und entgegengenom- 
menen Dienstleistungen wie Exportleistungen 
steuerlich freizustellen, stößt — abgesehen von 
kaum lösbaren administrativen Schwierigkeiten — 
auf besondere steuersystematische Bedenken: Eine 
Nichtbesteuerung widerspräche unmittelbar dem 
Grundgedanken des steuerlichen Grenzausgleichs — 
Besteuerung nach dem Bestimmungslandprinzip. 

Auch dem Gedanken, Auslandsreisen deutscher 
Touristen steuerlich zu erschweren, könnte in der 
Praxis kaum nähergetreten werden. Hierbei könnte 
es sich allenfalls darum handeln, eine Art Sonder- 
steuer für Touristenreisen ins Ausland einzuführen, 
wie dies zeitweilig in den USA erwogen wurde 
(vgl. Tz. 40). Ansatzpunkt und Ausgestaltung einer 
solchen Steuer sind ohne direkte administrative 
Eingriffe (Reise- und Divisenkontrollen) nur schwer 
vorstellbar. Hinzu kommt, daß die Einführung einer 
Touristensteuer als Behinderung des Dienstleistungs- 
verkehrs auch EWG-rechtlich bedenklich wäre. 


83 . Auch für das umgekehrte Ziel einer Verstär- 
kung der Touristenausgaben im Ausland oder einer 
Beschränkung der Reisen von Ausländern in die 
Bundesrepublik käme der Einsatz steuerlicher Mittel 
praktisch nicht in Betracht. Einkommensteuerliche 
Begünstigungen bei den privaten Reiseausgaben im 
Ausland, also in der Konsumsphäre der Steuer- 
pflichtigen — z. B. in Form eines Abzugs im Rahmen 
der Sonderausgaben — , würden einen ungewöhn- 
lichen Eingriff in die allgemeine Einkommens- 
besteiierung bedeuten und daher auch besondere 
rechtliche Fragen aufwerfen. Eine höhere steuerliche 
Belastung von Leistungen, die an ausländische Tou- 
risten erbracht werden (etwa bei der Umsatzsteuer), 
wäre steuersystematisch bedenklich, weitgehend un- 
praktikabel und ein Verstoß gegen den allgemeinen 
Nichtdiskriminierungsgrundsatz. 

c) internationale Transportleistungen 

84 . Dieser Posten ist mit Einnahmen von 6,5 Mrd. 
DM und Ausgaben von 3,0 Mrd. DM irn Durch- 
schnitt der Jahre 1965 bis 1967 ebenfalls ein nicht un- 
bedeutendes Element der deutschen Zahlungsbilanz. 
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Auf der Einnahmenseite stehen die Transportlei- 
stungen aller Art für ausländische Rechnung. Ent- 
sprechend enthalten die Ausgaben alle für deutsche 
Rechnung im Inland oder Ausland erbrachten Trans- 
portleistungen eines Ausländers. Grundsätzlich han- 
delt es sich hier um einen strukturpolitisch sehr be- 
deutsamen Bereich, in dem teilweise sehr scharfer 
Wettbewerb herrscht und der von vornherein für 
kurzfristige Lenkungseingriffe im Sinne der außen- 
wirtschaftlichen Absicherung als wenig geeignet gel- 
ten muß. 

85 . Betrachtet man zunächst die Umsatzbesteue- 
rung, so ist festzustellen, daß nur ein Teil der oben 
genannten Beförderungsleistungen, nämlich die im 
Inland bewirkten, generell der Umsatzsteuer unter- 
liegt. Alle im Ausland bewirkten Leistungen sind 
nicht steuerbar. Darüber hinaus ist ein erheblicher 
Teil der steuerbaren Transportleistungen im Um- 
satzsteuergesetz ausdrücklich steuerbefreit, wie ins- 
besondere der grenzüberschreitende Beförderungs- 
verkehr und der internationale Eisenbahnfrachtver- 
kehr, die Beförderung von Außenhandelsgütern für 
einen ausländischen Auftraggeber sowie die Beför- 
derungsleistungen der Binnenschiffahrt. Als umsatz- 
steuerpflichtige Transportleistungen, die Eingang in 
die Dienstleistungsbilanz finden, verbleiben im we- 
sentlichen nur die von Ausländern in Deutschland 
erbrachten Transportleistungen (mit Ausnahme der 
steuerbefreiten Leistungen in der Binnenschiffahrt) 
einschließlich der der Einfuhrumsatzsteuer unterlie- 
genden Beförderungen bis zum ersten inländischen 
Bestimmungsort. Dazu kommen die im Inland an 
Ausländer bewirkten Leistungen, soweit sie nicht 
ausdrücklich steuerbefreit sind. 

Es wäre — unter Beachtung der weiter oben aufge- 
zeigten Techniken — zwar möglich, die Umsatz- 
steuer bei diesen verbleibenden steuerpflichtigen 
Transportleistungen so zu gestalten, daß sich eine 
Förderung der im Inland angebotenen ausländischen 
Transportleistungen ergäbe. Ferner könnten durch 
Einschränkung der genannten Steuerbefreiungen 
Transportleistungen für ausländische Verlader er- 
schwert werden. Angesichts des relativ geringen 
Leistungsvolumens, das hierdurch beeinflußt werden 
könnte, und der besonderen Wettbewerbsverhält- 
nisse in diesem Bereich könnten jedoch vorüber- 
gehende Eingriffe dieser Art kaum zum Ziel führen. 
Auch wären derartige Maßnahmen EWG-rechtlich 
nicht unproblematisch. Schließlich dürfte der zu er- 
wartende Erfolg bei derartigen Maßnahmen auch 
in keinem Verhältnis zu dem erforderlichen Ver- 
waltungsaufwand stehen. 

86 . Aus den erwähnten Gründen sollten auch Maß- 
nahmen im Rahmen der „direkten" Besteuerung für 
eine gezielte Einflußnahme auf die Bilanz der inter- 
nationalen Transportleistungen außer Betracht blei- 
ben. Vor allem wären auch die Regelungen der 
deutschen Abkommen zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung für die Unternelimen des internatio- 
nalen See- und Luftverkehrs und die Regelung in 
iSj 34 c Abs. 4 EStG über die Besteuerung auslän- 
discher Schiffahrtsei nküntte für eine kurzfristige 
und vorübergehende Änderung nicht geeignet. 


d) Internationale Kapitalerträge 

87 . Die Kapitalerträge (Zinsen, Dividenden, Ge- 
winne) aus dem Ausland und an das Ausland betru- 
gen im Jahresdurchschnitt 1965 bis 1967 1,6 Mrd. DM 
auf der Einnahmenseite und 3,4 Mrd. DM auf der 
Ausgabenseite. Die näheren Einzelheiten ergeben 
sich aus der Tabelle 2 im Anhang. 

Absolut gesehen stellen die Kapitalerträge keinen 
sehr bedeutenden Posten der deutschen Zahlungs- 
bilanz dar. Jedoch ist dieser Bereich gerade im Hin- 
blick auf das Ziel der außenwirtschaftlichen Absiche- 
rung vor allem deswegen von Interesse, weil es 
grundsätzlich möglich erscheint, durch eine gezielte 
Einwirkung auf die Höhe der Kapitalerträge, d. h. 
der Nettorenditen, auch das wesentlich größere Vo- 
lumen der Kapitalimporte und Kapitalexporte zu 
beeinflussen. So könnten beispielsweise Maßnah- 
men, die die Kapitalerträge an das Ausland vermin- 
dern und damit den Aktivsaldo der Leistungsbilanz 
erhöhen, eine Verminderung des Kapitalzustroms 
oder eine verstärkte Abwanderung ausländischen 
Kapitals hervorrufen. Umgekehrt würde eine Erhö- 
hung der Einnahmen aus Kapitalerträgen — ■ etwa 
durch Begünstigungen für ausländische Zinsein- 
künfte — ein verstärkter Kapitalexport gegenüber- 
stehen. Diese Zusammenhänge wären bei allen Ein- 
wirkungen auf die Kapitalerträge für Zwecke der 
außenwirtschaftlichen Absicherung zu beachten. Es 
kann jedoch davon ausgegangen werden, daß die 
zu erwartenden quantitativen Effekte auf den Ka- 
pitalverkehr im allgemeinen weitaus größer sein 
werden als die entsprechenden gegenläufigen 
Effekte in der Bilanz der Kapitalerträge. 

Als mögliche steuerliche Mittel zur Beeinflussung 
der Renditen von Auslandsanlagen von Jnländern 
bzw. Inlandsanlagen von Ausländern kommen nach 
dem deutschen Steuersystem praktisch nur Rege- 
lungen im Rahmen der Einkommensteuern in Be- 
tracht. Allgemein ist zu beachten, daß häufigere 
Änderungen bei der Besteuerung der Kapitalerträge 
zu einem langfristigen Vertrauensverlust der Kapi- 
talanleger führen können. 

aa) Gewinne und Dividenden 

88. Die steuerliche Behandlung der grenzüber- 
schreitenden Unternehmenserträgnisse — Gewinne 
der rechtlich unselbständigen Betriebstätten sowie 
der Personenunternehmen oder die Gewinnausschüt- 
tungen der Kapitalgesellschaften • — kann nicht 
grundsätzlich als Ansatzpunkt für eine Maßnahme 
zur außenwirtschaftlichen Absicherung ausgeschlos- 
sen werden. Dies gilt sowohl für die Erträgnisse, die 
von Deutschland ins Ausland fließen, als auch für 
die, die in die umgekehrte Riditung gehen. Sieht 
man zunächst von den Dividenden ab, die an Klein- 
aktionäre von Publikumsaktiengesellschaften flie- 
ßen, so handelt es sich bei den genannten Kapital- 
erträgen um die Ergebnisse unternehmerischer Inve- 
stitionen. Diese Investitionen l)oruhen zwar auf 
langfristig angelegten Plänen. Auf sie gerichtete 
steuerliche Maßnahmen können die schon in Vor- 
bereitung befindlichen Investitionen wohl nicht 
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grundlegend beeinflussen, aber doch bis zu einem 
gewissen Grade beschleunigen oder verzögern. Auch 
Maßnahmen, die nur mittelbar — über die Besteue- 
rung zukünftiger Investitionserträge — darauf aus- 
gehen, Einfluß auf Investitionsentschlüsse auszu- 
üben, könnten innerhalb gewisser Grenzen Wirkun- 
gen ausüben. Soweit es sich um die Erträge bereits 
durchgeführter Investitionen handelt, wäre es denk- 
bar, daß eine Veränderung geltender deutscher 
Steuervorschriften auch Änderungen der unterneh- 
merischen Gewinnverwendung und Finanzierungs- 
politik nach sich ziehen könnte (wenngleich auch 
— wie Erfahrungen anderer Staaten zeigen — un- 
erwünschte Ausweichoperationen nicht ausgeschlos- 
sen weiden können). 

89 . Eine Veränderung in der Besteuerung grenz- 
überschreitender Gewinn- und Dividendenzahlungen 
zum Zwecke der außenwirtschaftlichen Absicherung 
wäre jedoch aus rechtlichen Gründen vielfach nicht 
möglich oder doch sehr problematisch. Dies gilt auch 
für derartige Zahlungen an Publikumsaktionäre. Auf 
Grund der mit fast allen westlichen Industriestaaten 
und zahlreichen Entwicklungsstaaten abgeschlos- 
senen Doppelbesteuerungsabkommen wäre nicht nur 
die autonome Änderung der steuerlichen Behand- 
lung der aus Deutschland abfließenden, sondern in 
verschiedener Hinsicht auch die der ankommenden 
Gewinne und Dividenden ausgeschlossen. Es wäre 
z. B. nicht möglich, ohne Abkommensänderungen 
den sog. Rücktransfer von Gewinnen ausländischer 
Tochtergesellschaften in die Bundesrepublik zu be- 
steuern, da die bestehenden Abkommen für diesen 
Fall regelmäßig Steuerfreiheit bei der deutschen 
Muttergesellschaft (Schachtelprivileg) vorsehen. Be- 
züglich der Schwierigkeiten von Abkommensände- 
rungen vgl. Tz. 37. 

bb) Zinsen 

90 . Bei den Zinsen ist hinsichtlich der Möglichkei- 
ten, durch Veränderung der steuerlichen Behand- 
lung auf eine außenwirtschaftliche Absicherung hin- 
zuwirken, das Bild wesentlich differenzierter als bei 
den Gewinnen und Dividenden. Dies liegt vor allem 
daran, daß Zinszahlungen, von Ausnahmen abge- 
sehen, nicht die Erträgnisse von unternehmerischen 
Direktinvestitionen, sondern von Geld- und Kapital- 
anlagen recht unterschiedlicher Art darstellen und 
kurzfristige Änderungen der Nettorendite hier viel- 
fach eher durchschlagen. 

91 . Im deutschen Einkommensteuersystem werden 
Zinserträge im Ausland nach dem Welteinkommens- 
prinzip beim Empfänger unter Zuordnung zur jewei- 
ligen Einkunftsart im Wege der Veranlagung voll 
besteuert. Die Besteuerung inländischer Zinserträge 
von Ausländern hängt ■ — sofern sie nicht als Be- 
triebseinnahmen im Rahmen eines inländischen Be- 
triebs (vor allem Betriebstätte einer ausländischen 
Kapitalgesellschaft) zu betrachten sind — davon ab, 
ob es Zinsen aus Anleihen und Forderungen sind, 
die in ein öffentliches Schuldbuch eingetragen oder 
durch Teilschuldverschreibungen verbrieft sind, 
wenn der Schuldner Wohnsitz, Geschäftsleitung oder 


Sitz im Inland hat (inländische festverzinsliche Wert- 
papiere). Bei abfließenden Zinsen aus inländischen 
festverzinslichen Wertpapieren, die nach dem 
27. Juni 1965 fällig werden, wird grundsätzlich die 
deutsche Kapitalertragsteuer von 25 Vo erhoben 
(Kuponsteuer); bei den übrigen abfließenden Zinsen 
erfolgt keine Besteuerung. Ausgenommen von der 
Kuponsteuer sind insbesondere die abfließenden 
Zinsen aus den sog. steuerfreien Anleihen (durch 
frühere Gesetze ausdrücklich steuerfrei gestellt) und 
den Goldmarktverbindlichkeiten gemäß dem Londo- 
ner Schuldenabkommen. Nach den deutschen Dop- 
pelbesteuerungsabkommen wird die Kuponsteuer 
ganz oder teilweise erstattet, wobei sichergestellt 
ist, daß nur solche Zinsglaubiger die Abkommens- 
vergünstigung beanspruchen können, die die Zinsen 
in ihrem Heimatstaat ordnungsgemäß versteuern. 
Bei den DM- Ausländsanleihen handelt es sich um im 
Ausland ausgegebene Wertpapiere. Die aus einem 
anderen Staat angefallenen Zinsen können nicht von 
einer inländischen Quellensteuer erfaßt werden. 

92 . Mit der Wiedereinführung der Kuponsteuer im 
Jahre 1965 (und deren Ankündigung seitens der 
Bundesregierung am 23. März 1964) sollte nach der 
Begründung der Gesetzesvorlage der Bundesregie- 
rung (Drucksache IV/2345) sowohl einem in der da- 
maligen „wirtschaftlichen Situation unerwünschten 
Kapitalzufluß" aus dem Ausland entgegengewirkt, 
als auch „eine Lücke im System der deutschen be- 
schränkten Steuerpflicht" geschlossen werden. Es 
wurde darauf hingewiesen, daß schon in den 20er 
Jahren in Deutschland Zinsen aus festverzinslichen 
Wertpapieren einer Kapitalertragsteuer unterworfen 
waren. Diese Kapitalertragsteuer sei im Jahre 1930 
aufgehoben worden, um in der damaligen Wirt- 
schaftskrise den Kapitalexport zu hemmen und den 
Kapitalimport zu fördern. Die steuerpolitische 
Rechtfertigung der Maßnahme wurde auch mit dem 
Hinweis untermauert, daß die meisten ausländischen 
Staaten, insbesondere auch Frankreich, Großbritan- 
nien, Italien, Kanada, Schweiz und die USA, eine 
Quellenabzugsteuer auf die Zinsen festverzinslicher 
Wertpapiere legen Es ist hier weiter festzustellen, 
daß die Gestaltung des Quellenabzugs in den ein- 
zelnen Staaten nicht einheitlich ist, teilweise wird 
er bei allen, teilweise aber auch nur bei ins Aus- 
land fließenden Zinsen festverzinslicher Wertpapiere 
vorgenommen. „Sonstige" Zinsen, insbesondere aus 
Bankguthaben und Schuldscheindarlehen, sind in 
den modernen Steuerrechten der westlichen Staaten 
— wohl nicht zuletzt wegen der Erfassungsschwie- 
rigkeiten — im allgemeinen vom Quellenabzug frei- 
gestellt. 

93 . Als steuerliche Maßnahmen zur Einwirkung 
auf den grenzüberschreitenden Fluß der Zinsen kom- 
men theoretisch folgende Variationen der geltenden 
Besteuerung in Betracht: 

Zur Förderung des Kapitalexports bzw. Hemmung 
des Kapitalimports: 

steuerliche Begünstigung der ankommenden Zin- 
sen bzw. steuerliche Belastung der ausgehenden 

Zinsen; 
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zur Förderung des Kapitalimports bzw. Hemmung 
des Kapitalexports: 

steuerliche Begünstigung der ausgehenden Zinsen 
bzw. steuerliche Belastung der ankommenden Zin- 
sen. 

Diese theoretischen Möglichkeiten erstrecken sich 
auf alle Arten von Zinsen. 

94 . Eine steuerliche Begünstigung der ausgehenden 
„sonstigen" Zinsen über die schon gegebene Nicht- 
besteuerung hinaus ist nicht möglich; umgekehrt 
stieße ihre steuerliche Belastung auf steuertech- 
nische Erfassungsschwierigkeiten. Es verbleibt aber 
eine Variation der Vollbesteuerung ankommender 
„sonstiger" Zinsen im Sinne einer stärkeren oder 
schwächeren Belastung bei der inländischen Ein- 
kommensbesteuerung. Derartige Maßnahmen bei 
der auf die persönliche Leistungsfähigkeit abge- 
stellten inländischen Einkommensbesteuerung wären 
— abgesehen von den auch hier teilweise gegebe- 
nen Erfassungsschwierigkeiten — steuerpolitisch 
und auch sozialpolitisch problematisch. 

95 . Eine etwaige Einflußnahme auf den Markt der 
festverzinslichen Wertpapiere erfolgt zunächst mit 
Mitteln der allgemeinen Kreditpolitik. Es gibt jedoch 
auf diesem Gebiet — neben der Abschaffung der 
Kuponsteuer im Jahre 1930 — das Beispiel der 
Wiedereinführung der Kuponsteuer für beschränkt 
Steuerpflichtige; mit ihr ist 1964/65 ein bemerkens- 
wertes Ergebnis der außenwirtschaftlichen Absiche- 
rung erzielt worden. 

Es erhebt sich die Frage, ob eine Änderung auf dem 
Gebiet der Kapitalertragsteuer für Zinsen aus fest- 
verzinslichen Wertpapieren je nach der künftigen 
wirtschaftlichen Entwicklung in Betracht gezogen 
werden sollte. Nach dem Stand der Diskussion zu 
dieser Frage, insbesondere nach dem Ergebnis der 
Anhörung der Sachverständigen des Kreditgewerbes 
und Vertreter der Deutschen Bundesbank durch den 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
des Deutschen Bundestages am 25. Januar 1967 
(Ausschußprotokoll Nr. 43) kann festgestellt werden, 
daß eine Variation der Kapitalertragsteuer für Zin- 
sen aus festverzinslichen Wertpapieren nicht als 
ein geeignetes Mittel zur außenwirtschaftlichen Ab- 
sicherung angesehen wird. 

• 

Im übrigen werden bei der künftigen Ausgestal- 
tung der Kapitalertragsteuer für Zinsen aus fest- 
verzinslichen Wertpapieren die Ergebnisse der lau- 
fenden Beratungen über die beabsichtigte Harmoni- 
sierung der Quellensteuern im EWG-Bereich zu be- 
rücksichtigen sein. Sollte im Rahmen dieser Über- 
legungen an eine Abschaffung der Kuponsteuer 
gedacht werden, müßte eine solche Maßnahme, die 
die Kapitalimporte fördert, zu einem wirtschafts- 
politisch geeigneten Zeitpunkt vorgenommen wer- 
den. 

Bezüglich einer etwaigen Begünstigung ankommen- 
der Zinsen aus ausländischen festverzinslichen Wert- 
papieren gelten die unter Tz. 94 angeführten Beden- 
ken entsprechend. 


Vlil. Steuerliche Möglichkeiten zur Einwirkung 
auf den Kapitalverkehr 

a) Allgemeines 

96 . Der private Kapitalverkehr mit dem Ausland 
— der öffentliche kann im Rahmen dieses Berichts 
mangels steuerlicher Beeinflußbarkeit von vornher- 
ein außer Betracht bleiben — in seinen verschie- 
denen Formen bildet einen wichtigen Faktor der 
deutschen Zahlungsbilanz. Zwar betrugen die Salden 
des privaten Kapitalverkehrs im Durchschnitt der 
Jahre 1965 bis 1967 nur 4,2 Mrd. DM bei den Ein- 
nahmen (Kapitalimport) und 4,4 Mrd. DM bei den 
Ausgaben (Kapitalexport), hinter diesen Nettozah- 
len verbergen sich jedoch wesentlich umfangreichere 
Kapitalbewegungen aus Neuanlagen und Liquida- 
tionen, die im Jahresdurchschnitt 1965 bis 1967 ein 
Gesamtvolumen von 27,0 Mrd. DM ausmachten (vgl. 
Anhang Tabelle 1). Damit bietet dieser Bereich 
neben dem Waren- und Dienstleistungsverkehr 
einen weiteren möglichen Ansatzpunkt für etwaige 
steuerliche Maßnahmen zu Zwecken der außenwirt- 
schaftlichen Absicherung. 

Von der eingehenderen Prüfung ist vorweg der 
kurzfristige private Kapitalverkehr mit dem Aus- 
land — etwa der Geldverkehr der Banken — aus- 
zuschließen, weil er keine angemessenen Ansatz- 
punkte für steuerliche Maßnahmen im Sinne einer 
Förderung oder Erschwerung zum Zwecke der 
außenwirtschaftlichen Absicherung bietet. Auf ihn 
einzuwirken, ist erforderlichenfalls Aufgabe der 
Geld- und Kreditpolitik. 

97 . Die aus der Untergliederung der Zahlungsbi- 
lanz sich ergebenden vier Positionen der Tabelle 3 

festverzinsliche Wertpapiere, 

Dividendenpapiere und Investmentzertifikate, 

Kredite und Darlehen sowie 

Beteiligungen 

sind für die Zwecke dieses Berichts in die beiden 
Gruppen 

unternehmerische Investitionen und 

sonstiger langfristiger Kapitalverkehr 

aufzuteilen. Für diese Aufteilung spricht, daß das 
deutsche Steuerrecht bereits eine besondere steuer- 
liche Behandlung für unternehmerische Auslands- 
investitionen kennt, nämlich die Steuervergünsti- 
gungen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes (in 
der Fassung vom 15. März 1968, BGBl. I S. 217) für 
private Direktinvestitionen in Entwicklungsländern. 
Begünstigt sind nach diesem Gesetz Investitionen in 
abnutzbaren Anlagegütern, betriebszugehörigem 
Grund und Boden, Vorratsvermögen sowie be- 
stimmte Kapitalverwendungen bei Kapitalanlagen 
in Kreditinstituten und Versicherungsunternehmen. 
Aus den Positionen der Tabelle 3 können dieser 
Gruppe insbesondere die Beteiligungen und be- 
stimmte langfristige Darlehen zugerechnet werden. 
Die übrigen Positionen oder Teilpositionen der Ta- 
belle wären unter der zweiten Gruppe des sonsti- 
gen langfristigen Kapitalverkehrs zusammenzu- 
fassen. 
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98 . ln Tz. 87 ii. wurde bereits die Fiaye geprüfL, in- 
wieweit durch Variation der Besteuerung grenz- 
überschreitender Kapitalerträge erforderlichenfalls 
auf eine außenwirtschaftliche Absicherung hinge- 
wirkt werden könnte. Hier geht es um die Frage, 
ob eine steuerliche Einwirkung auf den grenzüber- 
schreitenden Kapitalverkehr selbst Erfolg ver- 
spricht. Zu prüfen sind Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Einkommensteuern und der Kapitalverkehr- 
steuern. 


b) Unternehmerische Kapitalinvestitionen 

99 . Unter dem Gesichtspunkt der außenwirtschaft- 
lichen Absicherung könnte Je nach wirtschaftlicher 
Situation eine Förderung deutscher Kapitalinvesti- 
tionen im Ausland (Kapitalexport) oder eine Förde- 
rung ausländischer Kapitalinvestitionen im Inland 
(Kapitalimport) in Betracht kommen. Hemmende 
Maßnahmen könnten sich wegen des sonst nicht aus- 
zuschließenden Diskriminierungscharakters nur auf 
den Abbau etwa bestehender Vergünstigungen er- 
strecken 

100 . Gesetzliche Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Einkommensbesteuerung zur Förderung bestimmter 
Arten des privaten Kapitalexports gibt es in 
Deutschland seit 1961, allerdings beschränkt auf 
Entwicklungsländer. Während zunächst nach § 34 d 
des Einkommensteuergesetzes die obersten Finanz- 
behörden der Länder mit Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen bei Kapitalanlagen in Ent- 
wicklungsländern eine den steuerlichen Gewinn min- 
dernde Rücklage zulassen konnten, wurde mit dem 
Entwicklungshilfe-Steuergesetz im Jahre 1963 ein 
Rechtsanspruch auf die Gewährung steuerlicher Ver- 
günstigungen begründet. Die Vergünstigungen be- 
stehen in einem Bewertungsabschlag von 15 v. H. 
und außerdem in einer steuerfreien Rücklage von 
50 V. H. des um den Bewertungsabschlag verminder- 
ten Werts der begünstigten Kapitalanlagen; die 
Rücklage ist nach Ablauf von sechs Jahren in weite- 
ren sechs Jahren aufziilöscn. 

Es läge nahe, dieses bereits vorhandene Begünsti- 
gungsinstitut erforderlichenfalls auch zur Beein- 
flussung des Kapitalverkehrs im Sinne der außen- 
wirtschaftlichen Absicherung einzusetzen und ent- 
sprechend der jeweiligen wirtschaftlichen Situation 
zu verändern. Dabei könnte als Maßnahme einer 
verstärkten steuerlichen Förderung des Kapital- 
exports theoretisch entweder eine Erweiterung der 
bestehenden Förderungsmaßnahmen für Investitio- 
nen in Entwicklungsländern oder ihre volle oder 
eingeschränkte Ausdehnung auf Länder, die nicht 
Entwicklungsländer sind, erwogen werden. Als Maß- 
nahme zur Hemmung des Kapitalexports könnte 
eine Beschränkung oder Aufhebung der Vergünsti- 
gungen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes in Be- 
tracht kommen 

101 . Für Investitionen in Entwicklungsländern 
käme nach den neuesten Erweiterungen im Anwen- 
dungsbereich des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 


als steuerliche Maßnahme praktisch nur in Betracht, 
die jetzigen Vergünstigungen (Bewertungsabschlag 
und steuerireie Rücklage) in ihrem betragsmäßigen 
Ausmaß zu erhöhen. Die bestehenden Vergünsti- 
gungen stellen jedoch schon jetzt eine Finanzie- 
rungshilfe in Höhe von durchschnittlich einem Drit- 
tel der Investitionsausgaben dar. Damit dürfte ein 
sehr beachtliches Maß von steuerlicher Investitions- 
förderung erreicht sein, (über die sachlichen und 
finanziellen Auswirkungen des Entwicklungshilfe- 
Steuergesetzes in den Jahren 1963 und 1964 hat die 
Bundesregierung dem Bundestag Ende 1966 berichtet 
— vgl. Bericht vom 28. Dezember 1966 Drucksache 
V/1257). Hinzu kommen die unter Tz. 103 dargeleg- 
ten Überlegungen. 

102 . Eine Ausdehnung der Vergünstigungen des 
Entwicklungshilfe-Steuergesetzes auf Investitionen 
in Nichtentwicklungsländern, insbesondere also auch 
in den Industriestaaten der EWG, des EFTA-Raums 
und in den USA und die Einführung weiterer För- 
derungsmaßnahmen würden außerordentlich viel- 
schichtige Probleme aufwerfen. So würde eine 
steuerliche Begünstigung von Investitionen in Indu- 
striestaaten in gleichem Ausmaß wie in Entwick- 
lungsländern den durch das Entwicklungshilfe- 
Steuergesetz gegebenen Anreiz zu Investitionen in 
Entwicklungsländern mit ihrem regelmäßig größeren 
politischen und wirtschaftlichen Risiko wesentlich 
mindern. Es wäre auch darauf zu achten, daß die 
Maßnahmen nicht den bereits bestehenden oder in 
Vorbereitung befindlichen inländischen Investitions- 
förderungsmaßnahmen (insbesondere für Berlin, die 
Steinkohlenbergbaugebiete, das Zonenrandgebiet, 
die Bundesausbaugebiete und für Forschung und 
Entwicklung) entgegenwirken. 

103 . Die auf gezeigte Problematik braucht jedoch 
im Rahmen dieses Berichts nicht entschieden zu wer- 
den, weil in Anbetracht des langfristigen Charakters 
jeder Auslandsinvestition und ihrer langen Vor- 
bereitungszeit die mit einer Änderung erstrebten 
Effekte grundsätzlich erst nach einer längeren An- 
laufzeit erwartet werden können, Maßnahmen einer 
außenwirtschaftlichen Absicherung aber kurzfristige 
Auswirkungen auslösen müssen. Zwar könnten be- 
reits geplante und entsprechend vorbereitete Inve- 
stitionen unter Umständen zeitlich vorgezogen bzw. 
bei einer vorübergehenden Reduzierung bestehender 
Vergünstigungen hinausgeschoben werden. Letzten 
Endes aber verwehrt der angeführte Charakter der 
Auslandsinvestition eine kurzfristige und vorüber- 
gehende Einwirkung durch steuerliche Maßnahmen. 
Auf die Frage der Auslösung längerfristiger struk- 
tureller Effekte ist in diesem Bericht nicht näher 
einzugehen. 

104 . Auf dem Gebiete der Kapitalverkehrsteuern 
können konkrete Maßnahmen zur Förderung unter- 
nehmerischer Kapitalinvestitionen im Ausland aus- 
geschlossen werden. Die Gesellschaftsteuer, die für 
die Aufnahme von Eigenkapital von gewisser Be- 
deutung ist, erfaßt nur Kapitalerhöhungen usw. bei 
inländischen Kapitalgesellschaften. 
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105 . Während auf dem Gebiet des Kapitalexports 
die grundsätzliche Wettbewerbsneutralität des deut- 
schen Steuersystems bereits bewußt zugunsten der 
Förderung von Investitionen in Entwicklungsländern 
durchbrochen worden ist, werden nach geltendem 
Steuerrecht für den Kapitalimport generell keine 
steuerlichen Vergünstigungen gewährt. Die Mög- 
lichkeit der Pauschalbesteuerung nach § 31 EStG 
für aus dem Ausland zugezogene Personen und Un- 
ternehmen auf Antrag kann wegen praktischer Be- 
deutungslosigkeit außer Betracht gelassen werden. 
Zwar könnten erforderlichenfalls steuerliche Ver- 
günstigungen zur Anlockung ausländischen Investi- 
tionskapitals — wie sie etwa in den Entwicklungs- 
ländern üblich sind — auch zur Erreichung bestimm- 
ter wirtschaftspolitischer Ziele in Deutschland ge- 
schaffen werden. Darauf soll jedoch nicht nur wegen 
der EWG-rechtlichen Problematik, sondern unter 
den Aspekten dieses Berichts auch deswegen nicht 
eingegangen werden, weil relevante Wirkungen in 
der Kapitalverkehrsbilanz, wenn überhaupt, erst 
nach längerer Zeit zu erwarten wären. 

106 . Bei der Gesellschaftsteuer ist die Zuführung 
von Eigenkapital aus dem Ausland ebenso steuer- 
pflichtig wie ein rein inländischer Vorgang. Eine 
gesellschaftsteuerliche Privilegierung oder Schlech- 
terbehandlung des aus dem Ausland zugeführten 
Eigenkapitals würde gegen die vor der Verabschie- 
dung im Ministerrat stehende sog. Kapitalverkehr- 
steuerrichtlinie der EWG verstoßen. Eine weitere 
Prüfung dieses Komplexes erübrigt sich vor allem 
deswegen, weil durch eine gesellschaftsteuerliche 
Erleichterung (allgemeiner Steuersatz gegenwärtig 
2h^2 Vo, nach dem Entwurf der EWG-Richtlinie 1 Vo 
bis 2 ®/o) keine unter den Aspekten dieses Berichts 
bemerkenswerten Effekte erzielt werden können. 


c) Sonstiger langfristiger Kapitalverkehr 

107 . Unter diese Gruppe des privaten langfristi- 
gen Kapitalverkehrs fallen hauptsächlich festver- 
zinsliche Wertpapiere, Publikumsaktien und Invest- 
mentzertifikate, bestimmte langfristige Kredite so- 
wie Darlehen, die nicht beteiligungsähnlich im Sinne 


des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes sind. In Tz. 
93 ff. ist bereits dargetan worden, daß Variationen 
in der Besteuerung der grenzüberschreitenden Er- 
träge aus solchen Anlagen, insbesondere aus fest- 
verzinslichen Wertpapieren, auf gewichtige Beden- 
ken stoßen müssen. Dasselbe gilt für steuerliche 
Manipulationen zur Beeinflussung des Kapitalver- 
kehrs selbst. 

108 . Theoretisch könnten zwar verschiedene steu- 
ertechnische Anreiz- oder Hemmungsmaßnahmen 
ins Auge gefaßt werden, so z. B. zur Förderung des 
Erwerbs ausländischer Wertpapiere Bewertungsab- 
schläge bei Unternehmen oder entsprechende Ver- 
günstigungen bei natürlichen Personen. Sieht man 
von der — allerdings kaum als außenwirtschaftliches 
Absicherungsinstrument anzusehenden — Möglich- 
keit der Aufnahme ausländischer Anlagen in unser 
Sparförderungssystem ab, dürften bei realistischer 
Betrachtung derartige Maßnahmen indessen schon 
aufgrund wesentlicher Steuer- und sozialpolitischer 
Aspekte ausscheiden. 

, 109 . Für manche Kapitalbewegungen, etwa für 
den Kapitalimport durch Verkauf von Wertpapieren 
ins Ausland, gäbe ‘ es auch kaum Anknüpfungs- 
punkte, jedenfalls nicht für Maßnahmen auf dem 
Gebiete der „direkten" Besteuerung. Hinzu kommt 
als weiterer entscheidender Gesichtspunkt, daß es 
sich beim langfristigen Kapitalverkehr außerhalb 
der unternehmerischen Direktinvestitionen im we- 
sentlichen um einen Kernbereich des zinsreagiblen 
Kapitalmarkts handelt. Für wirtschaftspolitische 
Einflußnahmen sollten daher neben dem vorhan- 
denen kreditpolitischen Instrumentarium keine zu- 
sätzlichen steuerlichen Instrumente geschaffen wer- 
den. Aus diesem Grund wird auch auf die Frage 
einer steuerlichen Einwirkung mit Hilfe der Kapi- 
talverkehrsteuern nicht von neuem eingegangen. Es 
ist lediglich zu bemerken, daß etwa eine Wiederein- 
führung der 1965 abgeschafften Wertpapiersteuer 
mit der Möglichkeit einer gezielten außenwirtschaft- 
lich ausgerichteten Variation ohne eine entspre- 
chende Änderung des Inhalts der vorbereiteten Ka- 
pitalverkehrsteuerrichtlinie der EWG nicht zulässig 
wäre. 
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C. Zusammenfassung und Ergebnis 


110. Außenwirtschaftliche Absicherung mit steuer- 
lichen Mitteln 

§ 4 StWG gibt unter den möglichen wirtschaftspoliti- 
sehen Maßnahmen zur Abwehr außenwirtschaftlicher 
Störungen des gesamtwirtschaftlichen Gleichge- 
wichts den binnenwirtschaftlichen Maßnahmen und 
den Möglichkeiten der internationalen Koordina- 
tion den Vorrang vor sonstigen wirtschaftspoliti- 
schen Mitteln. Unter solche binnenwirtschaftliche 
Maßnahmen fallen auch steuerpolitische Maßnah- 
men, wie sie z. B. nach § 26 StWG vorgesehen sind. 
Das Prüfungsersuchen des Deutschen Bundestages 
richtet sich auf die Frage, welche anderweitigen 
steuerlichen Möglichkeiten bestehen, wenn die son- 
stigen binnenwirtschaftlichen Maßnahmen und die 
internationale Koordination nicht ausreichen, um 
die binnenwirtschaftliche Stabilitätspolitik gegen 
außenwirtschaftliche Störungen abzusichern. 

Das Prüfungsersuchen des Deutschen Bundestages 
richtet sich auf die Frage, welche anderweitigen 
steuerlichen Möglichkeiten bestehen, wenn die son- 
stigen binnenwirtschaftlichen Maßnahmen und die 
internationale Koordination nicht ausreichen, um 
die binnenwirtschaftliche Stabilitätspolitik gegen 
außenwirtschaftliche Störungen abzusichern. 

Es wird daher untersucht, ob und welche steuer- 
lichen Maßnahmen im Rahmen der marktwirtschaft- 
lichen Ordnung ergriffen werden können, um die 
Salden der Zahlungsbilanz und ihren Hauptberei- 
chen — Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalver- 
kehr — zum Zwecke der außenwirtschaftlichen Ab- 
sicherung erforderlichenfalls zu beeinflussen. Bei 
dieser Untersuchung ist insbesondere zu berück- 
sichtigen, daß dieser Zweck nur erreicht werden 
kann, wenn die evtl, in Betracht kommenden steuer- 
lichen Maßnahmen in verhältnismäßig kurzer Zeit 
zu den angestrebten Wirkungen führen. Um wirt- 
schaftspolitisch unerwünschte Ankündigungseffekte 
zu vermeiden, müßte entweder vorsorglich eine 
gesetzliche Ermächtigung der Bundesregierung zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen — etwa nach dem 
Modell des durch § 26 StWG eingeführten § 51 
Abs. 2 EStG — geschaffen werden oder es wäre 
ad hoc ein sehr rasches Gesetzgebungsverfahren — 
wie beim AbsichG vom 29. November 1968 — not- 
wendig. 

111. Nationale Besteuerungsprinzipien 

Die nationale Rechtsordnung — herausgearbeitet 
vor allem durch die Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichts — läßt steuerliche Maßnahmen im 
Sinne dieses Berichts grundsätzlich zu, weil sie in 
Zielsetzung und Wirkung gerechtfertigten wirt- 
schaftspolitischen Interessen des Gemeinwesens die- 
nen würden. Diese Interessen können auch über- 
raschende und die unternehmerische Dispositions- 
grundlagen berührende Steueränderungen erfor- 
dern. Steuerliche Maßnahmen zur außenwirtschaft- 


lichen Absicherung, die Abänderungen der unter 
dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit und Wettbe- 
werbsneutralität stehenden normalen Besteuerung 
darstellen, können jedoch nur von vorübergehen- 
der Art sein. Ein dauernder Ausgleich eines funda- 
mentalen Ungleichgewichts der Zahlungsbilanz 
könnte daher mit ihnen nicht angestrebt werden. 

112. Internationale Bindungen 

Die in Betracht kommenden internationalen Bindun- 
gen beruhen vor allem auf dem allgemeinen Prin- 
zip der Nichtdiskriminierung der Einfuhr und der 
Nichtsubventionierung der Ausfuhr sowie einem 
allgemeinen „Wohlverhaltensprinzip“. Diese Prin- 
zipien gelten grundsätzlich für alle Außenwirt- 
schaftsverkehre. 

Positive vertragliche Normen außerhalb des EWG- 
Vertrages bestehen allerdings unmittelbar nur für 
den Warenverkehr. Die bindenden GATT-Regeln 
und die entsprechenden OECD-Prinzipien lassen im 
Ergebnis in einem Staat, der wie Deutschland den 
Grenzausgleich bei den „indirekten“ Steuern, ins- 
besondere bei der Umsatzsteuer, grundsätzlich voll- 
kommen und exakt gestaltet hat, nur steuerliche 
Maßnahmen in Richtung einer Förderung des Wa- 
renimports und einer Hemmung des Warenexports 
zu („Einbahnstraße“). 

Die Bindungen des EWG-Vertrages gehen indes 
noch weiter, über die den GATT-Regeln entspre- 
chenden Bestimmungen bezüglich des Grenzaus- 
gleichs warenbezogener Steuern (Artikel 95 und 96 
EWGV) hinaus bestehen für den hier interessieren- 
den Bereich insbesondere in den Vertragsartikeln 9, 
12 und 92 Vorschriften, die die Schaffung eines ech- 
ten Binnenmarktes innerhalb der EWG zum Ziele 
haben. Hiernach wären im Ergebnis auch steuerliche 
Maßnahmen zur Förderung der Wareneinfuhr und 
Erschwerung der Warenausfuhr nicht unproblema- 
tisch; allerdings finden diese Vorschriften nach der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs auf 
solche Abgaben, auf die sich Artikel 95 und 96 EWGV 
beziehen, keine Anwendung. Ferner würden sich 
— anders als nach dem GATT und der OECD — 
auch bei etwaigen Maßnahmen im Bereich des 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs erhebliche 
rechtliche Beschränkungen ergeben. 

Der Rat kann jedoch schon nach Artikel 103 EWGV 
konjunkturpolitisch erforderliche Maßnahmen tref- 
fen. Davon abgesehen sieht der EWG-Vertrag auch 
in den Artikeln 108 und 109 Möglichkeiten vor, un- 
ter besonderen Voraussetzungen von den allge- 
meinen Vertragsregehmgen abzuweichen. 

Da die außenwirtschaftliche Absicherung in einem 
Mitgliedstaat in aller Regel im Interesse einer 
gleichgewichtigen wirtschaftlichen Entwicklung der 
Gemeinschaft liegt, kann davon ausgegangen wer- 
den, daß die EWG-Bindungen einem etwaigen Ein- 
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Satz steuerlicher Mittel zur außenwirtschaftlichen 
Absicherung in dem dargestellten Rahmen letztlich 
nicht entgegenstehen würden. 

Uber die Vertragsbestimmungen hinaus ergeben 
sich auf dem Gebiet der Besteuerung besondere Bin- 
dungen aus Richtlinien, die der EWG-Ministerrat 
zur Harmonisierung der Steuern in den Mitglied- 
staaten erläßt. Dies betrifft insbesondere das Gebiet 
der Umsatzsteuer, für das durch verbindliche Richt- 
linien ein gemeinsames Besteuerungssystem ab 1. Ja- 
nuar 1970 festgelegt worden ist. Aber auch diese 
Bindungen unterliegen den aufgezeigten Änderungs- 
möglichkeiten; sie können auch durch unmittelbare 
Abänderung der betreffenden Richtlinie selbst ab ge- 
wandelt oder aufgehoben werden. 

Zusätzlich sind die Bindungen des Steuergesetzge- 
bers durch die fast lückenlos mit allen westlichen 
Industriestaaten und zahlreichen Entwicklungslän- 
dern bestehenden Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung zu beachten. Sie enthalten ver- 
tragliche Festlegungen vor allem für die Besteue- 
rung der grenzüberschreitenden Gewinne, Dividen- 
den, Zinsen usw. Diese langfristigen Festlegungen 
können praktisch nicht wegen akuter Notwendig- 
keiten der außenwirtschaftlichen Absicherung kurz- 
fristig geändert werden. 

113. Erschwerung der Einfuhr und Erleichterung der 
Ausfuhr 

Nach den internationalen Bindungen scheiden somit 
von vornherein eine steuerliche Behinderung der 
Importe und eine steuerliche Begünstigung der Ex- 
porte aus, so daß derartige Maßnahmen bei der 
Einzelprüfung außer Betracht bleiben können. Dies 
gilt sowohl für warenbezogene („indirekte") als 
auch für „direkte" Steuern. 

114. Erleichterung der Einfuhr bei der Umsatzsteuer 

Eine Senkung oder Aussetzung der Einfuhrumsatz- 
steuer würde für sich allein wegen der Nachhol- 
wirkung der Mehrwertsteuer im unternehmerischen 
Bereich praktisch keine Wirkung ausüben. Erst ein 
ergänzender fiktiver Vorsteuerabzug — etwa Bei- 
behaltung des bisherigen Vorsteuerabzugs trotz vor- 
übergehender Senkung der Einfuhrumsatzsteuer — 
könnte zu einem echten finanziellen Vorteil für den 
Importeur führen. Es könnte auch bei unveränderter 
Einfuhrumsatzsteuer eine selbständige Vergütung 
gewährt werden, die entweder mit der Umsatz- 
steuerschuld des einführenden Unternehmers ver- 
rechnet oder — wie beim Absicherungsgesetz — 
sogleich von der Einfuhrumsatzsteuerschuld abgezo- 
gen werden kann. Die zuletzt genannte Möglichkeit 
hat den Vorzug, daß die Vergünstigung sich auf alle 
Importeure einschließlich nicht umsatzsteuerpflich- 
tiger Personen erstreckt, unmittelbar wirksam wird 
und allein von den ohnedies mit der abgabenrecht- 
lichen Behandlung der Einfuhr befaßten Zollbehör- 
den — wenn auch nicht ohne erhebliche Mehrar- 
beit — abgewickelt werden kann. 

Mit Rücksicht auf das in internationalen Verträgen 
verankerte Verbot der steuerlichen Exportsubven- 
tionierung muß dafür Sorge getragen werden, daß 
die Einfuhrbegünstigung bei der Wiederausfuhr von 


Waren nicht mittelbar wie eine unzulässige steuer- 
liche Exporthilfe wirkt. Hieraus könnten sich bei 
isoliert zur Importförderung ergriffenen Maßnah- 
men kaum lösbare Schwierigkeiten verwaltungs- 
mäßiger Art ergeben. Das Problem wird jedoch 
praktisch bedeutungslos, wenn — wie dies beim 
AbsichG geschehen ist — gleichzeitig mit der Ein- 
fuhrbegünstigung in gleichem Umfang eine steuer- 
liche Ausfuhrerschwerung eingeführt wird. 

115. Erschwerung der Ausfuhr bei der Umsatzsteuer 

Eine Verweigerung oder Beschränkung des Vor- 
steuerabzugs bei Ausfuhrlieferungen und den sog. 
Verbringungen ins Ausland würde Exporteure mit 
geringerer eigener Wertschöpfung, d. h. mit hohen 
Vorsteuern, stärker treffen als Exporteure mit hoher 
Wertschöpfung. Dagegen kann der Export in gleich- 
mäßiger Weise dadurch erschwert werden, daß die 
bestehende Steuerbefreiung für Ausfuhrlieferungen 
vorübergehend ganz oder teilweise beseitigt wird. 
Ergänzend müßten die von der geltenden Umsatz- 
steuer nicht erfaßten Fälle des Verbringens ins Aus- 
land belastet werden, wodurch sich eine erhebliche 
Komplizierung für Wirtschaft und Verwaltung er- 
gibt. Mit gleicher Wirkung könnte vorübergehend 
für die gesamte Ausfuhr auch eine Sonderumsatz- 
steuer eingeführt werden, wie dies beim AbsichG 
geschehen ist. Eine solche Sonderumsatzsteuer läßt 
das System des umsatzsteuerlichen Grenzausgleichs 
auf der Exportseite formal unberührt. 

116. Wirtschaftliche Probleme bei umsatzsteuer- 
lichen Maßnahmen 

Das Systemmerkmal der Mehrwertsteuer — Wett- 
bewerbsneutralität nach innen und außen — läßt 
die Frage etwaiger allgemeiner wettbewerbspoli- 
tischer und steuersystematischer Bedenken gegen- 
über umsatzsteuerlichen Absicherungsmaßnahmen 
erheblich stärker als beim früheren Umsatzsteuer- 
system ins Blickfeld treten. Angesichts dieser Be- 
denken lassen sich umsatzsteuerliche Absicherungs- 
maßnahmen nur dann rechtfertigen, wenn sie in der 
konkreten, außergewöhnlichen wirtschaftlichen 
Situation unter Abwägung aller Gesichtspunkte im 
Interesse des Gemeinwohls unbedingt erforderlich 
erscheinen. 

Eine umsatzsteuerliche Einfuhrbegünstigung der 
dargestellten Art führt — wie bei einer Zollsen- 
kung — unmittelbar nur zu einem finanziellen Vor- 
teil auf der Importstufe. Der Importeur wird jedoch 
in aller Regel den erhaltenen Vorteil zu Preissen- 
kungen oder für zusätzliche Absatzbemühungen an- 
derer Art benutzen. Der angestrebte Mengeneffekt 
kann insbesondere bei befristeten Maßnahmen auch 
durch zeitliche Dispositionsänderungen in der Vor- 
ratshaltung der Importeure eintreten. Für die um- 
satzsteuerliche Ausfuhrerschwerung gilt entspre- 
chendes. 

Zu den gewichtigeren wirtschaftlichen Problemen 
einer umsatzsteuerlichen Einfuhrbegünstigung und 
Ausfuhrerschwerung gehört die Frage eventuell not- 
wendiger Ausnahmen, insbesondere aus struktur- 
politischen Gründen. Abgesehen von der grund- 
sätzlichen Problematik eines selektiven Vorgehens 
in einer Marktwirtschaft bestehen erhebliche Be- 
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denken gegen eine Differenzierung regionaler oder 
sektoraler Art. Eine regionale Differenzierung 
würde die Einführung von Steuergrenzen innerhalb 
des Bundesgebiets erforderlich machen. Bei einer 
Ausnahmebehandlung einzelner Warenbereiche wä- 
ren vielfältige Abgrenzungs- und Wettbewerbs- 
probleme zu erwarten; auch wäre hier die Gefahr 
einer unzulässigen mittelbaren Exportförderung bei 
Verwendung begünstigt importierter Waren beson- 
ders zu beachten. Im AbsichG wurde aus diesen 
Gründen — und im Hinblick auf die spezielle wäh- 
riings- und stabilitätspolitische Zielsetzung — nur 
eine Ausnahmeregelung für Waren der EWG- 
Agrarmarktordnungen, und zwar einheitlich für die 
Ein- und Ausfuhr, getroffen. 

Ein weiteres Problem könnte darin gesehen werden, 
daß jede Änderung der steuerlichen Daten zugleich 
eine Änderung der unternehmerischen Dispositions- 
grundlagen in In- und Ausland bedeutet. Es ist je- 
doch darauf hinzuweisen, daß die Unternehmen lau- 
fend Datenänderungen der verschiedensten Art zu 
bewältigen haben; im übrigen dient die außenwirt- 
schaftliche Absicherung dazu, andere Unsicherheits- 
faktoren für die Wirtschaft zu beseitigen. Im Hin- 
blick auf die zu erwartende Gewöhnung in In- und 
Ausland an die eingetretenen Datenänderungen 
kann es u. U. auch zu Schwierigkeiten führen, daß 
die Rückkehr zur „Normalbesteuerung" im allge- 
meinen umgekehrte außenwirtschaftliche Wirkun- 
gen hervorrufen wird. 

Im Interesse einer größtmöglichen Wirksamkeit und 
zur Vermeidung unerwünschter Ankündigungs- 
effekte müssen die Maßnahmen möglichst rasch und 
möglichst übergangslos in Kraft gesetzt werden. Da- 
durch ergeben sich für die betroffenen Unternehmen 
gewisse Erschwernisse und Belastungen sowohl auf 
der Einfuhrseite (Wertminderung der Vorräte) als 
auch auf der Ausfuhrseite (Problem der Altver- 
träge). Die möglichen Erschwernisse auf der Ein- 
fuhrseite sind jedoch schon dadurch begrenzt, daß 
die betroffenen Unternehmen meistens auch die un- 
mittelbar begünstigten aus der neuen Importsub- 
vention sein werden. Die — keine verfassungsrecht- 
lich unzulässige Rückwirkung darstellende — Ein- 
beziehung auch der Altverträge, d. h. der vor In- 
krafttreten der Ausfuhrbelastung abgeschlossenen 
Exportverträge, wird insbesondere dann notwen- 
dig, wenn die andernfalls eintretende Verzögerung 
in der gegebenen währungs- und konjunkturpoliti- 
schen Situation die Wirksamkeit der gesamten 
Maßnahme in Frage stellen würde. Bei gleichzeiti- 
ger steuerlicher Ausfuhrerschwerung und Einfuhr- 
erleichterung ist eine enge zeitliche Übereinstim- 
mung der Maßnahmen auch im Hinblick auf das in- 
ternationale Verbot der Exportsubventionierung er- 
forderlich. Schließlich würden bei Freilassung der 
Altverträge — auch bei etwaiger isolierter Export- 
belastung — vielfach unlösbare Kontroll- und Nach- 
weisprobleme für Verwaltung und Wirtschaft ent- 
stehen. 

117. Einwirkungsmöglichkeiten auf den Warenver- 
kehr bei den speziellen Verbrauchsteuern 

Der bei allen speziellen Verbrauchsteuern vorge- 
nommene steuerliche Grenzausgleich unterliegt den 


gleichen Bindungen wie bei der neben diesen 
Steuern erhobenen Umsatzsteuer. Demnach kommen 
von vornherein nur Maßnahmen im Sinne einer 
Importförderung oder Exporterschwerung in Be- 
tracht. Wegen Bedeutungslosigkeit der mit ihnen 
beeinflußbaren grenzüberschreitenden Umsätze 
scheiden die sog. kleinen Verbrauchsteuern aus. 
Aber auch eine Änderung der Steuern auf Mineral- 
öl, Tabak und Kaffee — einschließlich ihres Grenz- 
ausgleichs — ■ sollte u. a. wegen der relativ geringen 
Preiselastizität der Nachfrage bei den hier in Be- 
tracht kommenden Produkten als Instrument der 
außenwirtschaftlichen Absicherung letztlich nicht in 
nähere Erwägung gezogen werden, zumal diese 
Produkte auch von einer etwaigen allgemeinen um- 
satzsteuerlichen Absicherungsmaßnahme erfaßt wür- 
den. 


118. Einwirkungsmöglichkeiten auf den Warenver- 
kehr bei den „direkten“ Steuern 

Für eine Erschwerung der Ausfuhr bietet die 
„direkte" Besteuerung keine technisch und rechtlich 
vertretbaren Handhaben. 

Für eine Begünstigung des Imports könnte das 
Modell des früheren Ausfuhrförderungsgesetzes 
evtl, gewisse Ausgangspunkte liefern. Entsprechend 
der seinerzeitigen Ausfuhrrücklage und dem vom 
Gewinn absetzbaren Betrag, abgestellt auf die Höhe 
der vereinnahmten Entgelte, könnte zur Anregung 
des Imports eine nach der Höhe der Einfuhr (Ein- 
kaufspreis) ausgerichtete Importrücklage und ein 
Gewinnabsetzungsbetrag in Erwägung gezogen 
werden. Nach den neueren Erkenntnissen über die 
Gestaltung steuerlicher Begünstigungen müßten 
diese Methoden ggf. jedoch dahin weiter entwickelt 
werden, daß anstelle eines absetzbaren Betrags vom 
Gewinn ein Abzug von der Steuerschuld oder eine 
Steuerzulage vorgesehen würde. Bei einer einkom- 
mensteuerlichen Einfuhrsubvention müßte, da sie 
nicht durch eine einkommensteuerliche Ausfuhrbe- 
lastung ergänzt werden kann, ebenso wie bei einer 
isolierten umsatzsteuerlichen Maßnahme durch ein 
aufwendiges Kontrollsystem dafür Sorge getragen 
werden, daß die Einfuhrbegünstigung nicht mittelbar 
wie eine unzulässige Exporthilfe wirkt. 

Auch die positiven Wirkungen auf die Einfuhr, die 
von einem gegenüber den derzeit bestehenden Mög- 
lichkeiten umfassenderen Bewertungsabschlag für 
Importwaren ausgehen, sollten nicht überschätzt 
werden. Die Wirkungsmöglichkeiten in Richtung 
einer außenwirtschaftlichen Absicherung werden da- 
durch beschränkt, daß der Steuervorteil nicht von 
der Einfuhr selbst, sondern vom Lagerbestand an 
begünstigten Einfuhrgütern am Bilanzstichtag ab- 
hängig ist. Es können also praktisch nur der Lager- 
haltung zugängliche Importwaren angesprochen 
werden und auch nur bezüglich des Lagerbestandes 
an einem bestimmten Tag im Jahr (meist Jahres- 
ende). Es kommt hinzu, daß der Vorteil nur in einer 
Steuerverlagerung besteht und auch von der Ge- 
winnsituation des Unternehmens sowie dem anzu- 
wendenden Steuertarif abhängig ist. 
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119. Wirtschaftliche Probleme einer Einfuhrbegünsti- 
gung bei den „direkten“ Steuern 

Die wirtschaftliche Problematik einer Einfuhrbegün- 
stigung bei den „direkten" Steuern deckt sich in 
vielem mit derjenigen einer gleichgerichteten 
umsatzsteuerlichen Maßnahme. Insbesondere sind 
die Probleme der Selektion, aber auch diejenigen 
der Anpassung an die Datenänderungen im In- und 
Ausland und der Vermeidung eines unerwünschten 
Ankündigungseffekts praktisch die gleichen. 

Hinsichtlich der Effizienz wäre bei den „direkten" 
Steuern nur die Methode des Abzugs von der 
Steuer und — noch besser — die Zulagenmethode 
einigermaßen mit der umsatzsteuerlichen Einfuhr- 
förderung vergleichbar, da nur bei ihnen die finan- 
ziellen Wirkungen für den Unternehmer in etwa 
kalkulierbar sind. Es verbliebe aber auch dann noch 
der beachtliche Unterschied, daß die Umsatzsteuer- 
subvention umgehend, die einkommensteuerliche 
Subvention jedoch meist erst im Rahmen der näch- 
sten Jahresveranlagung vom Fiskus zur Verfügung 
gestellt werden könnte, so daß einkommensteuer- 
liche Subventionen schon im Hinblick auf den bei 
Maßnahmen der außenwirtschaftlichen Absicherung 
wichtigen Zeitfaktor regelmäßig wenig geeignet er- 
scheinen dürften. 

120. Steuerliche Einwirkungen auf den Dienstiei- 
stungsverkehr — insbesondere auf die inter- 
nationalen Kapitalerträge 

Für den grenzüberschreitenden Reiseverkehr und 
die internationalen Transportleistungen werden 
keine angemessenen steuerlichen Einwirkungsmög- 
lichkeiten gesehen. 

Eine etwaige Beeinflussung der grenzüberschreiten- 
den Kapitalerträge wäre vor allem deshalb von 
Interesse, weil es grundsätzlich möglich erscheint, 
durch eine gezielte Einwirkung auf die Höhe der 
Kapitalerträge, d. h. der Nettorenditen, auch das 
wesentlich größere Volumen der Kapitalimporte 
und Kapitalexporte zu beeinflussen. Dabei ist aller- 
dings in Rechnung zu stellen, daß häufigere Ände- 
rungen bei der Besteuerung der Kapitalerträge zu 
einem langfristigen Vertrauensverlust der Kapital- 
anleger führen können. 

Die grenzüberschreitenden Unternehmenserträgnisse 
Gewinne und Gewinnausschüttungen — stellen kei- 
nen geeigneten Ansatzpunkt für Absicherungsmaß- 
nahmen dar. Die unternehmerischen Investitionen, 
aus denen die zu beeinflussenden Erträgnisse flie- 
ßen, beruhen auf langfristig angelegten Plänen. Sie 
können durch vorübergehende steuerliche Maßnah- 
men kaum, erst recht nicht mit der erwünschten 
kurzfristigen Wirkung, beeinflußt werden. Regel- 
mäßig würden auch die bestehenden Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung einseitige 
Rechtsänderungen verwehren. 

Die internationalen Zinsbewegungen, die ihrer 
Natur nach nur ausnahmsweise auf unternehme- 
rische Kapitalinvestitionen zurückgehen, sollten 
grundsätzlich nicht steuerlichen Absicherungsinstru- 
menten unterworfen werden. Vor allem sollte die 
1964 eingeführte Kuponsteuer nicht als Ausgangs- 
punkt für eine variable Gestaltung der Besteuerung 


grenzüberschreitender Zinsen genommen werden. 
Die Kuponsteuer wurde zwar anläßlich einer be- 
stimmten außenwirtschaftlichen Situation zu Ab- 
sicherungszwecken wieder ins Leben gerufen, ist im 
übrigen aber steuerpolitisch begründet. Bei einer 
Änderung der Quellenbesteuerung unter Harmoni- 
sierungsgesichtspunkten der EWG — etwa durch 
Abschaffung der Kuponsteuer — muß die jeweilige 
wirtschaftliche Situation berücksichtigt werden. 

121. Steuerliche Einwirkungen auf den Kapitalver- 
kehr 

Die unternehmerischen Direktinvestitionen als Be- 
standteil des internationalen Kapitalverkehrs er- 
scheinen wegen ihres langfristigen Charakters — 
gerade im Hinblick auf den bei Maßnahmen einer 
außenwirtschaftlichen Absicherung wichtigen Zeit- 
faktor — als Ansatzpunkte für kurzfristige und vor- 
übergehende Maßnahmen der außenwirtschaftlichen 
Absicherung von vornherein kaum geeignet. Hinzu 
kommen spezielle Bedenken wegen der Zielkolii- 
sionen mit den Vergünstigungen des Entwicklungs- 
hilfe-Steuergesetzes und den inländischen Investi- 
tionsförderungsmaßnahmen regionaler und sektora- 
ler Art. 

Beim sonstigen langfristigen Kapitalverkehr, zu dem 
insbesondere festverzinsliche Wertpapiere und 
langfristige Darlehen, die nicht beteiligungsähnlich 
sind, gehören, handelt es sich um einen Kernbereich 
des zinsreagiblen Kapitalmarktes. Für wirtschafts- 
politische Einflußnahmen sollten neben dem vor- 
handenen kreditpolitischen Instrumentarium keine 
zusätzlichen steuerlichen Instrumente geschaffen 
werden. 

122. Ergebnis 

Aus dem Bericht ergibt sich zusammengefaßt, daß 
als Möglichkeiten, die binnenwirtschaftliche Stabiii- 
tätspolitik durch steuerliche Maßnahmen gegen 
außenwirtschaftliche Störungen abzusichern, prak- 
tisch nur Maßnahmen in nähere Erwägung gezogen 
werden können, die beim grenzüberschreitenden 
Warenverkehr ansetzen. Die Maßnahmen können 
wegen zwingender internationaler Bindungen nur 
zur Förderung der Einfuhr und Erschwerung der 
Ausfuhr angewandt werden. Für eine Förderung 
der Einfuhr kommen vorübergehende Änderungen 
bei der Umsatzsteuer und — ■ mit stärkerer Ein- 
schränkung — bei der Einkommensbesteuerung, für 
eine Erschwerung der Ausfuhr solche Änderungen 
nur bei der Umsatzsteuer in Betracht. Die Anwen- 
dung der Maßnahmen wirft die dargestellten vielfäl- 
tigen Probleme auf. Insbesondere wegen der mit 
ihnen verbundenen Veränderungen der Wettbe- 
werbsbedingungen und der bei ihrer Durchführung 
zwangsläufig eintretenden erheblichen technischen 
Schwierigkeiten für Wirtschaft und Verwaltung muß 
daher in jeder konkreten Situation neu geprüft 
und entschieden werden — wie dies auch im No- 
vember 1968 vor der Einführung des AbsichG ge- 
schah ob und inwieweit die wirtschaftlichen, so- 
zialen und rechtlichen Gegebenheiten die Steuerän- 
derungen im Interesse der außenwirtschaftlichen 
Absicherung rechtfertigen und ob nicht andere als 
steuerliche Möglichkeiten zur Erreichung des ange- 
strebten Zieles zur Verfügung stehen. 
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Tabelle 1 


Zahlungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland 

in Mrd. DM 



1965 

1966 

1967 

Durchschnitt 
1965 bis 1967 

Ein- 

nahmen 

Aus- 

gaben 

Ein- 

nahmen 

Aus- 

gaben 

Ein- 

nahmen 

Aus- 

gaben 

Ein- 

nahmen 

Aus- 

gaben 

Warenverkehr 

71,6 

70,4 

80,6 

72,7 

87,0 

70,2 

79,7 

71,1 

Dienstleistungsleistungsverkehr 

18,2 

19,6 

20,5 

21,9 

22,3 

23,2 

20,3 

21,6 

darunter: 









Reiseverkehr 

2,8 

5,3 

3,1 

6,1 

3,4 

6,1 

3,1 

5,8 

Transportleistungen 

5,9 

2,7 

6,5 

2,9 

7,0 

3,4 

6,5 

3,0 

Kapitalerträge 

1,4 

3,2 

1,6 

3,2 

1,8 

3,7 

1,6 

3,4 

Waren- und DL-Verkehr 

89,8 

90,0 

101,1 

94,6 

109,3 

93,4 

100,1 

92,7 

Kapitalverkehr privat 









Langfristig Neuanlage 

8,2 

5,4 

9,3 

6,4 

7,8 

8,4 

8,4 

6,7 

— Liquidation 

4,1 

3,5 

5,0 

3,9 

6,1 

4,9 

5,1 

4,1 

Netto 

4,1 

1,9 

4,3 

2,5 

1,7 

3,5 

3,3 

2,6 

Kurzfristig 

1,2 

0,5 

1,2 

-0,2 

0,2 

5,0 

0,9 

1,8 

Privat insgesamt 

5,3 

2,4 

5,5 

2,3 

1,9 

8,5 

4,2 

4,4 

Kapitalverkehr öffentlich langfristig und kurz- 









fristig, Sondertransaktionen, Restposten und 









Übertragungen 

3,4 

7,6 

1,8 

10,5 

0,2 

9,1 

1,8 

9,1 

Summe 

98,5 

100,0 

108,4 

107,4 

111,4 

111,0 

106,1 

106,2 

Veränderung der Währungsreserven 

- 

1,5 

+ 1,0 

+ 0,4 




Quelle: Nach Zahlenangaben der Deutschen Bundesbank 
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Tabelle 2 


Hauptpositionen der Kapitalerträge innerhalb Dienstleistungsbilanz 

in Mio DM 




1965 



1966 



1967 


Durchschnitt 

1965 bis 1967 


Ein- 

nahmen 

Aus- 

gaben 

Saldo 

Ein- 

nahmen 

Aus- 

gaben 

Saldo 

Ein- 

nahmen 

Aus- 

gaben 

Saldo 

Ein- 

nahmen 

Aus- Saldo 

gaben 

Zinsen auf Staats- 
und Gemeindean- 
leihen sowie an- 
dere festverzins- 
liche Wertpapiere 

66 

293 

- 227 

63 

329 

- 266 

70 

322 

- 252 

66 

315 - 248 

Zinsen auf Kredite, 
Darlehen und Hy- 
potheken 

1 072 

622 

+ 450 

1 339 

838 

+ 501 

1 553 

1 054 

+ 499 

1 321 

838 + 483 

Gewinne aus Divi- 
dendenpapieren . . 

77 

943 

+ 866 

84 

647 

- 563 

91 

758 

“ 667 

84 

783 - 699 

Gewinne aus Ge- 
schäfts- und Kapi- 
talanleihen 

139 

1 248 

-1 109 

22 

1 251 

-1 229 

30 

1 512 

-1 482 

64 

1 337 - 1 273 


Quelle: Nach Zahlenangaben der Deutschen Bundesbank 


31 




Drucksache V/4015 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Tabelle 3 


Hauptpositionen des langfristigen privaten Kapitalverkehrs 

in Mrd. DM 



19 b 5 

1966 

1967 

Durchschnitt 
1965 bis 1967 


Ein- 

nahmen 

Aus- 

gaben 

Ein- 

nahmen 

Aus- 

gaben 

Ein- j 
nahmen j 

Aus- 

gaben 

Ein- 

nahmen 

Aus- 

gaben 

Festverzinsliche Wertpapiere 









Neuanlage 

1,4 

2,2 

0,9 

2,5 

0,7 

3,2 

1,0 

2,6 

" Liquidation 

1,3 

1,9 

1,0 

2,1 

1,6 

2,7 

1,3 

2,2 

Netto 

0,1 

0,3 

- 0,1 

0,4 

- 0,9 

0,5 

- 0,3 

0,4 

Dividendenpapiere und Investmentzertifikate 









Neuanlage 

0,9 

0,6 

0,9 

0,8 

1,2 

1,8 

1,0 

1,0 

Liquidation 

0,9 

0,5 

1,1 

0,5 

1,0 

0,9 

1,0 

0,6 

Netto 

±0 

0,1 

- 0,2 

0,3 

0,2 

0,9 

±0 

0,4 

Kredite und Darlehen 









Neuanlage 

3,2 

1,2 

5,0 

1,7 

3,5 

2,2 

3,9 

1,7 

— Liquidation 

1,5 

0,9 

2,6 

1,2 

3,1 

1,3 

2,4 

1,1 

Netto 

1,7 

0,3 

2,4 

0,5 

0,4 

0,9 

1,5 

0,6 

Beteiligungen 









Neuanlage 

2,8 

1,1 

2,6 

1,2 

2,4 

1,1 

2,6 

1,1 

— Liquidation 

0,2 

0,1 

0,1 

0,1 

0,3 

0,2 

0,2 

0,1 

Netto 

2,6 

1,0 

2,5 

1,1 

2,1 

0,9 

2,4 

1,0 


Quelle: Nach Zahlenangaben der Deutschen Bundesbank 
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